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Berlin den 9. Juni. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Ober⸗Landesgerichts⸗Chef⸗Präſidenten Dr. Nettler zu Naumburg den Stern 
zum Rothen Adler⸗Orden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub; jo wie dem Oberſt⸗Lien⸗ 
tenant a. D., Kalau von Hofen, den Rothen Adler-Orden vierter Klaſſe; 
und dem Kammer -Präſidenten beim Landgerichte zu Koblenz, von Hontheim, 
bei Gelegenheit ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand den Charakter als Geheimer 
Juſtizrath zu verleihen. 


Der außerordentliche Gefandte und bevollmächtigte Miniſter am Kaiſerlich 
Ruſſiſchen Hofe, General⸗Major von Rochow, ift von Dresden; und der Kö⸗ 
niglich Schwediſche Ober⸗Ceremonienmeiſter, Freiherr Bonde, von Stockholm 
hier angekommen. — Se. Ercellenz der Kaiſerlich Oeſterreichiſche Feldmarſchall— 
Lieutenant Graf Schlik, ift nach Dresden abgereiſt. 


(Die Preußiſchen Reichsſtände und die Auswanderungsfrage.) 
| | (Schluß) 

Die Zärtlichteit der Engländer für Deutſchland, um unſere Auswanderer in 
das Garn der Brittiſchen Spekulation zu locken, iſt in der That auch in dieſer 
Beziehung hoͤchſt bemerkenswerth. „Wenn 20 bis 30,000 Deutſche jährlich aus 
den Häfen von Norddeutſchland auswandern, um ein Unterkommen in den ſum⸗ 
pfigen und geſetzloſen Texas fo wie in den Sklavenſtaaten der Union zu ſuchen, ſo 
ſind wir eben ſo wohl durch Beweggründe der Menſchlichkeit als durch 
kluge Rückſicht auf uns ſelbſt befugt, dieſen Strom nach unſern gefündern 
und beſſer geordneten Weſtindiſchen Inſeln zu leiten. So ſagt die „Colonial— 
Gazette“ am 13. Dezember 1845, welche ganz naiv die Meinung äußert, „daß 
es auf den Zuckerpflanzungen in Weſtindien Arbeiten genug gäbe, zu 
denen die Deutſchen vollkommen taugen.“ Auch nach Auſtralien hat 
die in England rege gewordene Coloniſationswuth eine Maſſe Deutſcher Auswan⸗ 
derer verlockt, namentlich waren Portland, Adelaide, Philipp in Neu- Holland 
der Tummelplatz von Glücksrittern aller Art, von denen die unglaublichſten Schwin⸗ 
deleien getrieben wurden. Lobpreiſende Berichte flogen nach allen Theilen der 
Welt. Auch Deutſche, von Engliſchen Intereſſen gewonnen, blieben nicht zurück 
in die Poſaune zu ſtoßen. Einzelne Länderſpekulanten haben allerdings in kurzer 
Zeit 10 bis 12,000 Pfd. St. auf Koſten der dahin gelockten Auswanderer ges 
wonnen. Welches Spiel wurde nicht in Braſilien ſchon ſeit längeren Zeiten 
mit dem weißen Menſchenhandel getrieben. Wenn der Kaiſer Don Pedro Sol— 
daten brauchte, fo wurden Agenten nach Deutſchland geſchickt, um ehrliche Hand⸗ 
werker und Landleute als Auswanderer unter dem Major Schäfer anzuwerben, 
welche neben dem Auswurf der Gefängniſſe und Zuchthäuſer ohne weiteres der 
Trommel folgen mußten. Tauſende und wieder Tauſende wurden unter den glän- 
zendſten Vorſpiegelungen nach Braſilien. gelockt, und wenn man fie tauglich fand, 
bei ihrer Ankunft unter das Militär geſteckt oder ſie wurden gezwungen, in irgend 
einer der Kaiſerlichen Fabriken als Arbeiter einzutreten. Nachdem die Deutſchen 
Regierungen dem Haufe Delrue und Konforten nach den Vorfällen in den letzten 
Jahren endlich das Handwerk gelegt, wurde die Werbefahne auf den PC nó; 
wanderungsbureaus Finlay's von Baſel bis Köln, den ganzen Rhein, 
Main und Neckar entlang in Heſſen, Bayern, Baden und Würtemberg aufge⸗ 
pflanzt. — Der Deputirte Chriſt in der Badiſchen wie früher Hergenbahn 
in der Naſſauiſchen Kammer haben darauf aufmerkſam gemacht, wie die ſogenann⸗ 
ten Landſchäbkompagnien, d. h. Geſellſchaften, welche Land auf Spekulation kau⸗ 
fen, faſt den größten Thell der Vereinigten Staaten in den Händen haben. Han⸗ 
delshäuſer ſtehen an ihrer Spitze oder find dabei betheiligt; dieſe haben ihre Ver⸗ 
bindungen in den großen Hafenflädten Deutſchlands und Belgiens. Im Intereſſe 
der überſeeiſchen Handelsverwandten werden hauptſächlich die Verbindungen der 
großen Häuſer benutzt, die ſie im Innern Deutſchlands in den kleinen Orten und 


auf dem Lande haben, um durch Maſſen der Auswanderer den Werth ihrer Läns 
dereien zu ſteigern. Der größte Theil des Antwerpener Handels iſt auf die Ue⸗ 
berfahrt der Auswanderer berechnet. Es gibt Häufer in Antwerpen und Havre, 
welche bis 800 ſolcher Agenten in ihrem Solde haben. Dieß Heer von Agenten 
wird bis in die äußerſten Hütten der Eifel, des Oben: und Schwarzwaldes vor⸗ 
geſchoben, wo die Kleinkrämer, die ihre Waare von den großen Häuſern in Bre⸗ 
men, Antwerpen u. ſ. w. beziehen die Vorpoſten bilden. Wenn der betrogene 
Landmann ſeine Habe auf die Vorſpiegelungen der Agenten verkauft hat, ſo iſt er 
mit dem Kontrakte in der Hand dem Zufall ausgeſetzt, auf das erſte beſte Schiff, 
das au einen andern Beſtimmungsort ſegelt, geladen zu werden, je nachdem von 
den großen Häuſern unterdeſſen eine große Entrepriſe gemacht wurde. Dem Ein⸗ 
ſender dieſes find Fälle bekannt, wo Hunderte, die an die Auswanderungsbureaur 
anffopften, mit dem Vorſatze, nach Neuyork für ihr gutes Geld ſich einzufchiffen — 
wie Waarenballen über das Weltmeer auf gut Glück fortgeſchoben wurden, daß 
Agenten und Rheder im zufälligen Intereſſe ihrer Häuſer ſie hinſpedirten, wo es 
dieſen den meiſten Profit abwarf. Und glücklich diejenigen, welche mit doppel⸗ 
ten Preiſen, wie fie Finlay gegenwärtig erhebt, durch das letzte Opfer 
ihrer Habe den Schiffsbord erreichen. Tauſende Deutſche Auswanderer aus allen 
Gauen liegen in Rotterdam, Havre, Antwerpen, Dünkirchen, Bremen, ohne daß 
ſie von den Rhedern befördert werden. Obgleich die Preiſe von 46 auf 120 
Gulden ſtiegen, wollen die Schiffskapitäne die Auswanderer doch nicht mehr mite 
nehmen. Hunderte, welche die Ueberfahrt bereits bezahlt und ihr Gepäck ſchon 
auf den Schiffen hatten, wurden mit ihrem ganzen Eigenthum wieder ans Land 
geſetzt, ſo daß die Quai's mit Kiſten und Kaſten und alten Möbeln vollgepropft 
ſind, dazwiſchen wandelt eine Meuge abgehärmter, trauriger Geſtalten, Weiber 
und Männer in auffallenden Trachten, dazwiſchen hört man in allen Deutſchen 
Mundarten klagen und jammern. Sind dieſe und hundert andere Beiſpiele nicht 
genügend, eine Angelegenheit wie die Auswanderung, die ſo tief in das Staats⸗ 
und Gemeindeleben eingreift, aus dem Getriebe habſüchtiger Privatin⸗ 
tereſſen vor ein Forum, wie die Preußiſchen Reichsſtände, zuziehen? 


Berlin. (Zeitungsh.) Wir heben den wichtigſten Beſchluß hervor, den das 

Deutſchkatholiſche Concil mit Hinblick auf das Toleranz-Patent vom 20. 
März d. J. gefaßt hat. Die Verſammlung beſchloß nämlich einſtimmig und unter 
Umarmung und Händedruck: „auf keine Weiſe und unter keiner Bedingung ſich 
als aus der Landeskirche ausgeſchieden je zu erklären, ſondern 
ſich immer auf alle Zeiten als die eigentliche katholiſche Kirche bildend anzuſehen.“ 
(Sind wir recht unterrichtet, ſo gehen die ſogenannten Diſſidenten der evangeli⸗ 
ſchen Kirche mit einem ähnlichen Plane um.) 
Seit einigen Tagen ift hier ein neues Werk des Profeſſors C. M. Arndt in 
Bonn in Umlauf, das große Theilnahme findet und ein reiches Material zur Ge⸗ 
ſchichte eines für unſeren Staat und ganz Deutſchland hoͤchſt verhaͤngnißvollen 
Zeitraumes darbietet. Es wird in dieſer Beziehung wohl nur von den „Lebens⸗ 
bildern aus den Befreiungskriegen“ übertroffen; es enthält wie dieſe eine Menge 
Briefe hervorragender Männer und giebt das herrliche Zeugniß für den ungebeug⸗ 
ten Muth und den ehrenhaften Charakter des edlen Dulders Arndt, der für 
ſeine patriotiſchen Abſichten, ſein raſtloſes Wirken für Deutſchlands Erhebung, 
ſeine Hingebung an die Sache der Nation ſo ſchwer verdächtigt und von einfluß⸗ 
reichen Feinden, die ihm ſogar das Recht und das zuſtändige Gericht zu entziehen 
wußten, auf die ſchrecklichſte Weiſe verfolgt wurde. Der „nothgedrungene Be⸗ 
richt“, jo heißt das Buch, enthält dafür die Belege. Was Arndt drucken ließ, 
das ſind dieſelben Papiere, welche ihm 1840 auf Befehl unſers Königs bald 
nach deſſen Regierung zurückgegeben wurden. 

(Schleſ. Ztg.) Man ſpricht davon, daß ein Prinz nächſtens dem Kaiſerlich 
Ruſſiſchen Hofe in Petersburg einen Beſuch abſtatten werde, um ſich von dem 
Befinden der Kaiſerlichen Familie zu überzeugen. Der anhaltend kraͤnkliche Zus 
ſtand des Kaiſers Nikolaus ſoll Beſorgniß erregen. — Endlich beginnt unſer 
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Freihandels⸗Verein Lebenszeichen von ſich zu geben. Derſelbe hat vor einigen 
Tagen ſeine Thätigkeit damit begonnen, daß er die „Petition der Chemnitzer 
Arbeiter an das Sächſiſche Miniſterium gegen Erhöhung der Garnzölle“ in vielen 
Tauſenden von Exemplaren abdrucken und an die Mitglieder des Landtags ver⸗ 
theilen ließ. Die Stimmung der Stände-Kurie ſcheint ziemlich allgemein gegen 
den Beſchluß der Herren⸗Kurie zu fein. Die weſtphäliſchen Deputirten follen ſich 
in einer Privat⸗Verſammlung gegen jede Erhöhung der Zollſätze ausgeſprochen 
haben. Entſchieden für eine Erhöhung wäre demnach nur die Rheinprovinz, ent 
ſchieden dagegen Preußen, Pommern und Poſen. — Das Pferdefleiſch-Diner 
hat nun wirklich im Handwerkervereine ſtattgefunden. Das erkorene Pferd hat 
3 Centner Fleiſch ergeben und für 280 Gonverts (à 7) Sgr.) Fleiſchſpeiſen ger 
liefert. Der Oeconom hat indeſſen bei ſeinem Unternehmen 50 Thaler Schaden 
erlitten, ungeachtet er ſich das Pferd für den billigen Preis von 32 Thalern bez 
ſchaffte; die Zubereitung ſcheint den größern Theil der Koſten wegzunehmen. — 
Die Glasſcheiben find jetzt ſchon auf das Deppelte des gewöhnlichen Preiſes qez 
ſtiegen, und dabei fehlt es noch an Glas und Glaſern, ungeachtet Letztere ſich 
bis auf 30 Meilen weit hierher begeben. Der Magiſtrat allein hat in Folge des 
neulichen Hagelwetters über 7000 Laternenſcheiben repariren laſſen, nachdem er 
kaum die von den Tumultuanten eingeſchlagenen wiederhergeſtellt hatte. 

Die Anklage ⸗Akte gegen die bei der jüngſten Verſchwörung im Großherzog⸗ 
thume Poſen Betheiligten iſt jetzt im Drucke vollendet. Sie umfaßt 120 Folio⸗ 
bogen und erſtreckt ſich auf 216 Angeklagte, welche demgemäß alle im Wege des 
öffentlichen und mündlichen Verfahrens durch das Kammergericht abgeurtheilt wer 
den. Die von dem Staats⸗Anwalt, Geh. Juſtizrath Wenzel ausgearbeitete An— 
klageſchrift ift ſehr intereſſant und eröffnet einen Blick in das Treiben der Verſchwö⸗ 
rer. Die Schrift wird jetzt ins Polniſche überſetzt, gleichfalls gedruckt und den 
in den Anklageſtaud Verſetzten zugefertigt werden. Man ſpricht auch von einer 
Franzöſiſchen Ueberſetzung. Daß verhaftete Polen bereits in Freiheit geſetzt worden, 
iſt ſchon gemeldet, eben ſo, daß wieder andere an Rußland ausgeliefert worden. 

Münſter, den 4. Juni. (Weſtf. M.) Der Rauch der Oldenburgiſchen 
Moorbrände iſt ſeit mehreren Tagen für uns eine wahre Landplage. Alles iſt 
mit ſtinkendem Rauch erfüllt, die Sonne ficht wie eine blutrothe Scheibe am Him⸗ 
mel und giebt nur ein düſteres Dämmerlicht, die Blumen verkümmern, die Vögel 
verſtummen und die Menſchen ziehen ſich in die innerſten Gemächer zurück. Man 
ift hier allgemein gegen dieſe Kulturmethode, welche die Nachbarn ſo vielfach be⸗ 
läſtigt, empört, und fragt ſich, ob es kein Mittel gebe, dieſelbe durch eine andere 
minder läſtige für die Nachbarländer zu erſetzen, da doch in andern Gegenden, 
wo auch Moore bebaut werden, ein ſolches Verfahren nicht in Anwendung ge⸗ 
bracht wird. 


Ausland. an 
8 erd and, 


Bremen, ben 8. Juni. Wie man aus Waſhington meldet, iſt der Euts 
wurf zu einem Handelsvertrage mit dem Zollverein zwiſchem dem Bar. v. Gerolt 
und Hrn. Buchanan bereits abgeſchloſſen und bedarf nur noch der Beſtätigung der 
ſouveränen Vereinsmitglieder. 

Kaſſel, 7. Juni. Man erfährt jetzt, daß Se. K. Hoh. der Kurprinz in 
der That bei feinem Durchl. Vater eingetroffen war, um ſich nach feinem Befin⸗ 
den zu erkundigen. Die Gemahlin Sr. K. H. des Kurfürſten, die Frau Gräfin 
v. Bergen, empfing den hohen Beſucher und ertheilte ihm die beruhigendſten Ver⸗ 
ſicherungen mit dem Bemerken, daß ſein Vater eben in einen erquickenden Schlum⸗ 
mer verſunken fe, aus dem fie ihn ohne ärztlichen Willen nicht wecken dürfe. 
Durch dieſe Mittheilung zufriedengeſtellt, begab ſich Se. K. H. der Kurprinz nach 
Bodenheim, beſah den dortigen Eiſenbahnhof und fuhr dann um die Stadt herum 
nach Hanau und Wilhelmshöhe zurück. 

Stuttgart, den 6. Juni. Die Unterzeichner der Beſchwerdeſchrift an die 
K. Stadt- Direktion über die Gewaltthätigkeiten des Militärs gegen ruhige Bür- 
ger bei dem Tumult am 3. erhielten am 1. Juni den Beſcheid, daß ihre Be⸗ 
ſchwerde unbegründet und unwahr ſei. 

Vom Rhein. (C. v. u. f. D.) Die Schleswigholſteiniſche Frage iſt in 
dieſem Augenblick Gegenſtand erneuerter diplomatiſcher Verſuche abſeiten Däne⸗ 
marks. Man hat bereits, wie bekannt, ein ſtaatsrechtliches Memorandum den 
verſchiedenen Europälſchen Regierungen zugeſtellt, das ſeiner Zeit in der periodi— 
ſchen Preſſe verſchiedene gründliche Widerlegungen aus der Feder Holſteiniſcher 
Juriſten erfahren hat. Neuerdings hat die Dänifche Regierung von dem Rechts⸗ 
punkt abgeſehen und das politiſche Bedürfniß der Staatseinheit entwickelt in der⸗ 
ſelben Weiſe, wie einſt Wilhelm L die Niederländiſche Interpretation des jusqu a 
la mer als ein Bedürſniß der Holländiſchen Exiſtenz darſtellte. Neben den ſchrift— 
lichen Noten ſollen mündliche Andeutungen ertheilt werden, daß es nicht durchaus 
unmöglich erſcheine, die lex regia im Intereſſe der Staatseinheit und der Agna⸗ 
ten abzuändern. Mit dieſen Schritten dürfte allerdings die Reiſe des Prinzen 
Friedrich von Holſtein⸗Glücksburg nach Paris in Verbindung ſtehen. Deſſen 
Bruder hat zwar auch gegen den „ offenen Brief“ proteſtirt, ſoll aber, im Falle die 
Rechte der Agnaten gewahrt werden, milder gefinnt fein als der Herzog von Aus 
guſtenburg, der nichts von Dänemark willen will. 

Karlsruhe, den 6. Juni. (Karlr. 8) Die Dampfſchifffahrt des Oeſter⸗ 
reichiſchen „Lloyd“ hat auch bei der lezten Beförderung der Ofündiſchen Poſt den 
Sieg über die Franzöſiſche Linie davon getragen, indem am Sonntag (30 Mai) 


mit dem Halbvieruhrzuge Briefe mit dem Poſtſtempel „Alexandrien, den 21. Ma’, 
über Trieſt“ auf der Briefpofterpedition des hieſigen Poſt- und Eiſenbahnamts 
ankamen, während ſolche, welche über Marſeille iuſtradirt wurden, erſt geſtern 
mit dem Abendzuge von Straßburg (Kehl) dahier eingetroffen find. Der Vor⸗ 
ſprung beträgt demnach 30 Stunden. wa 

Oe ſter fich. 

Die Augsburger Allgemeine Zeitung hat folgenden YAstife aus Galizien 
aufgenommen: „Ein Theil der Deutſchen Preſſe war ja unglücklich, in die Hände 
von Korreſpondenten zu gerathen, welche es ſich zum Geſchäfte machen, das un⸗ 
glückliche Polen und feinen Adel in den Augen Dentſchlands herabzuſetzen, 
während ſich Beide ihres Schimpfes nicht erwehren diirfen. Verdrehung und 
Erfindung von Thatſachen, abſprechende, widerſtunige Behauptungen, verläum⸗ 
deriſche, meiſt widerſprechende Beſchuldigungen find die Waffen, deren ſich dieſe 
Leute auf die rüchſichtsloſeſte Weiſe bedienen. Das meiſte in ihren Berichten zielt 
dahin, den Polniſchen Adel als eine nichtpolniſche Kaſte, ſeine Glieder aber als 
Bauerntyrannen und Feudalariſtokraten, hinzuſtellen. Die Beſchuldigung frem⸗ 
den Urſprungs, fo ſinnlos fie an fd ift, fo ſehr fie jeder hiſtoriſchen Begründung 
ermangelt, gewinnt doch noch an Abgeſchmacktheit, wenn ſie, wie hier meiſtens, 
aus der Feder von wirklichen Eindringlingen auf fremden Boden fließt, von Leu⸗ 
ten, welche aus Mangel an Erwerb im eigenen Lande geſtern oder vorgeſtern bei 
uns eingewandert ſind, um hier durch Schreiberarbeit ihr Stück Brod zu verdie⸗ 
nen; von Leuten, deren große Mehrzahl ſich früher durch Kriecherei gegen uns 
ebenſo auszeichnete wie jetzt durch ſchändliche Verläumdungsſucht, und von denen 
manche den wenigen ſchlechten Gutsherren hier ebenſo halfen die Bauern zu unter⸗ 
drücken, wie ſie jetzt dieſe unſere unglücklichen Brüder gegen uns hetzen. Das 
Mährchen von der hier noch herrſchenden Bauerutyraunei if längſi widerlegt. 
Daß bei uns noch Fälle vorkommen, wo von Gutsherren und Pächtern, darunter 
oft Ausländer, arge Willkür geübt wird, wollen wir uicht läugnen; aber dieſe 
Fälle ſind Ausnahmen und kommen ebenſo ſelten vor als in irgend einem Theile 
Deutſchlands; auch werden ſie vom Polniſchen Adel ſelbſt gebrandmarkt und die 
Bedrücker verachtet. Was unſern Ariſtokratismus betrifft, ſo wundert es uns 
ſehr, dieſen Vorwurf in Blättern zu finden, die es ſich ſonſt zur Aufgabe machen, 
das Beſtehende anderwärts in Schutz zu nehmen, und zwar dort, wo der Ariſto⸗ 
kratismus weit rückſichtsloſer und verletzender auftkitt, als dies je bei uns der 
Fall war und der Fall ſein konnte. Dieſe kurze Rechtfertigung ſind wir dem 
Deutſchen Leſer und uns ſelbſt ſchuldig. Was nun jene Skribler betrifft, fo wife 
ſen wir zwar nicht, welche von ihnen berufen und welche unberufen ſind; aber 
das wiſſen wir, daß die Sache, der fie zu dienen glauben, durch böswillige Lü⸗ 
gen und gutgemeinten Unſinn gleich ſehr herabgewürdigt, die unſelige Spaltung 
zwiſchen den Nationen hauptſächlich durch fie genährt wird. Wir machen die Be⸗ 
ſonnenen unter ihnen darauf aufmerkſam, daß durch Ohrenbläſerei noch keinem 
Staate gedient wurde, auch durch die moderne nicht, welche in öffentlichen Blät⸗ 
tern ihr Unweſen treibt, und daß der geſunde Sinn im Deutſchen Volke bereits 
zu ſehr erſtarkt if, als daß er ſich zur Puppe von Verleumdern hergaͤbe. Wir, 
die wir mehrere dieſer Herren kennen, bezeugen ihnen hiermit unſere herzlichſte 
Verachtung und finden Troſt darin, daß auch nicht ein Mann von höherer Bil⸗ 
dung und Stellung zu ihrer traurigen Zunft gehört.“ 

Wien, den 4. Juni. Se. Kaiſerl. H. der Erzherzog Johann befindet ſich 
gegenwärtig zum Gebrauch der Seebäder in Trieſt. Die Söhne des verſtorbenen 
Erzherzogs Karl, der Erzherzog Albrecht, nebſt Gemahlin und Tochter, die Erz⸗ 
herzoge Karl Ferdinand, Wilhelm und Friedrich, ſind auf dem Kriegsdampfboot 
Vulkano von Trieſt nach Rovigo abgegangen um dort mit JJ. MM. dem König 
und der Königin von Neapel zuſammen zu treffen. 

Das Verbot der Getreideausfuhr ſcheint illuſoriſch zu werden, da den Haͤu⸗ 
ſern Rothſchild und Sina Ausnahmsweiſe die Ausfuhr von 300,000 und 80,000 
Metzen bewilligt worden ift, weil dieſelben angeblich vor Erlaß des Verbots die 
Lieferungsgeſchafte abgeſchloſſen hatten. 

Frankreich. 

Paris, den 5. Juni. Der von der Pairs-Kammer gefaßte Beſchluß, 
Herrn Emil von Girardin vor ihre Schranken zu laden, damit er ſich wegen ei⸗ 
nes für dieſe Verſammlung als ehrenrührig betrachteten Artikels feines Journals 
(Preſſe) verautworte, wurde geſtern durch einen Boten an die Deputirten⸗Kam⸗ 
mer mitgetheilt. Dieſe beſchloß den Druck der Mittheilung und die Ueberweiſung 
derſelben an die Büreaus, um darüber zu berathen und eine Kommiſſion zur Bes 
richterſtattung über das einzuſchlagende Verfahren zu ernennen. Die Sache war 
zuerſt dadurch in Anregung gekommen, daß mehrere Pairs den Juſtiz⸗Miniſter 
Hebert auf den betreffenden Artikel der Preſſe vom 12. Mai aufmerkſam mach⸗ 
ten und ihn aufforderten, gegen denſelben einzuſchreiten, weil es darin heiße, daß 
jetzt Alles käuflich ſei, ſelbſt Pairstitel, und daß zwei ſolche Titel für 80,000 
Frs. angeboten worden. Da Herr Hebert aber dieſe Sache nicht zu verfolgen ge⸗ 
neigt war, ſo beſchloß Herr Pontois im Verein mit mehreren ſeiner Kollegen, den 
Antrag zu ſtellen, daß der Geſchäftsführer der Preſſe, Herr von Girardin, vor 
die Schranken der Kammer geladen werde, da er einen Artikel gegen die Ehre der 
Kammer veröffentlicht habe. — „Ein neuer großer Skandal“, ruft die Union 
monarchique aus, „wir leben in Zeiten, wo jeder Tag ein ſolches Aergerniß 
bringt! Dem Publikum fehlt es an politiſchem Stoff; erufte Fragen ſchlummern 
und ſterben dahin, doch was thut das? Haben wir nicht, um dieſe Leere auszu⸗ 
füllen, um die Geiſter zu reizen, um die Stelle des politiſchen Lebens einzuneh⸗ 
men, all dieſe kleinen Exhärmlichkeiten, all dieſe Schmach, all dieſe Schändlichlei⸗ 
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ten, die in der letzten Zeit einander in unſerer armen Revolutions Welt gefolgt 
find, die täglich hervortreten, um die Muße der Geſellſchaft zu beſchäftigen? Heute 
ift es der Skandal des Cubis resſchen Handels, morgen wird der Adiutaut eines 
Prinzlichen Hauſes überführt, daß er zu glücklich im Landsknechtſpiel geweſen. 
Aber das Alles genügte noch nicht für die Zeitchronit. Etwas noch Unerhörteres, 
Aufregenderes, Skandalöſeres war wöthig, um die an dem Schauſpiel unferer De: 
moraliſation ſchon ermatteten Gewiſſen zu reizen. Die Verfolgung des Herrn 
Emil von Girardin kömmt gerade zurecht, um dieſe unerſchöpfliche Aufregungs⸗ 
ſucht zu befriedigen. Welch ein Glück fur unſere Epoche! Männer, hochgeſtellt 
in der Achtung und dem Vertrauen der jetzigen Regierenden; Publizisten, der be⸗ 
ſtehenden Ordnung der Dinge ergeben, von einem anderen Publizisten, von einem 
Parlaments⸗Mitgliede angeſchuldigt, ein offenes Bureau für Titel und Privile⸗ 
gien gehalten und Pairie-⸗Verſprechen für die runde Summe von 80,000 För. 
verhandelt zu haben! Konnte es wohl ein erbaulicheres Schauspiel geben? eine 
Gpifode, die beſſer dazu geeignet wäre, dieſe beklagenswerthe Reihe ſozialer Er⸗ 
bärmlichkeiten zu krönen?“ 

Die Deputirten der Linken und des linken Centrums, unter der Leitung der 
Herren Odilon Barrot und Thiers, haben ſich heute in einem der Büreaus der 
Kammern verſammelt, um ſich über die anzunehmende Haltung bei Ernennung 
der Kommiſſare zu berathen, die beauftragt ſein würden, das Gutachten darüber 
abzugeben, ob die von der Pairs-Kammer verlangte Autoriſation der Kammer 
zur Verfolgung des Herrn Emil von Girardin zu ertheilen ſei oder nicht. Etwa 
50 Mitglieder waren zugegen, und der Beſchluß der Verſammlung fiel dahin aus, 
die verlangte Ermächtigung zu verweigern. Die Radikalen ſind über dieſe Frage 
getheilter Anſicht. Die Herren Garnier Pages und Lherbette theilen die Anficht 
der Verſammlung Thiers⸗Barrot, während die Herren Ledru Rollin und Gene⸗ 
ral Thiars der Auſicht ſind, man ſolle die verlangte Autoriſation ertheilen. Die 
fämmtlichen Büreaus der Kammer ſind auf morgen zuſammenberufen, um ſich mit 
dieſer Frage zu beſchäftigen und die Kommiſſion zu Prüfung des Geſetz⸗Entwurfs 
in Betreff des Kapitels von St. Denis zu ernennen. 

In der öffentlichen Sitzung nahm die Deputirten⸗Kammer heute die 
Abſtimmung über den Geſetz⸗Eutwurf in Betreff des Vorrückens der Lieutenants, 
denen beſondere Funktionen in den Corps übertragen ſind, wieder auf. Derſelbe 
wurde mit 195 gegen 61 Stimmen angenommen. 

Am 31. v. M. verſammelte fd in Dublin der Repeal⸗Verein unter John 
O'Connells Vorſitz und beſchloß, den Repeal jo lebhaft wie früher zu betreiben. — 
Die aus den einzeluen Zriſchen Grafſchaften in der Hauptſtadt eingegangenen Bes 
richte lauten, daß die Symptome der Kartoffelkrankheit nicht allgemein ſeien. 

Vorgeſtern hatte der bisherige außerordentliche Geſandte und bevollmächtigte 
Miniſter der Königin von Portugal am Hofe der Tuilerleen, Viconde de Carreira 
und fein Nachfolger, Baron von Renduffe, Audienzen beim König, in welcher 
der Erſtere fein Abberufungs⸗, der Letztere fein Beglaubigungsſchreiben überreichte. 

Herr von Tocqueville hat den Kommiſſionsbericht über die außerordentlichen 
Kredite für Algerien der Deputitten⸗Kammer übergeben, und derſelbe wird in 
dieſer Woche auf die Tagesordnung kommen. 

Marſchall Bugeaud ſagt am Schluß feiner letzten Berichte über die Gefechte 
mit den Kabylen: „Ich habe die vollſtändige Unterwerfung der Beni-Abbes bez 
wirkt und dieſelben unter die Autorität des Kalifa der Medſchana, Sid Hamet⸗ 
ben⸗Mohamet-el Kokraui, geftellt, deſſen Familie ſchon längſt von dieſem großen 
Stamme ehr verehrt wird. Ich habe die großen und kleinen Scheiks bereits 
ernannt und eingeſetzt. Die Steuer dieſes Stammes habe ich zu 50,000 Frs. 
jährlich feſtgeſtellt, die in zwei Friſten, im Mai und Auguft, zahlbar ſind. In 
Erwägung der Verluſte jedoch, welche der Stamm am 16. erlitten hat, habe ich 
ihm für dieſes Jahr die Steuer erlaſſen. Gleichzeitig habe ich die Unterwerfung 
des Heinen Stammes der Beni-Mellitenfch erlangt, ihm Häuptlinge ernannt und 
ſeine Steuer, welche er ſchon dieſes Jahr bezahlen wird, auf 2200 Frs. feſtge⸗ 
ſetzt. Heute komme ich in die Mitte dreier bedeutender Stämme; die meiſten 
Haͤuptlinge find ſchon in meinem Lager. Sie ſcheinen geneigt, gleiche Bedin⸗ 
gungen anzunehmen, wie die Beni Abbes, denen ſie zum Kampfe Truppenhülfe 
geſandt hatten. Die mich umgebenden Araber ſagen, daß General Bedeau die 
Unterwerfung der Rebulas und zwei anderer kleinen Stämme bewirkt habe.“ 

Die Blätter find voll heftiger Angriffe gegen Bugeaud's Expedition nach Ka⸗ 
bylien, da das Miniſterium in der Kammer erklärt hatte, das Ganze ſolle nur 
eine friedfertige militairiſche Promenade fein, und nun doch Blut gefloſſen, Dörfer 
zerſtört, alſo die freiwillige Unterwerfung Kabyliens fompromittirt worden. Ju 
der Kammer ſollen Interpellationen ſtattfinden, man will das Miniſterium fragen, 
os es die Expedition genehmigt und warum es fie dann vor kurzem erſt desavouitt 

abe, odet ob der Marſchall eigenmächtig gehandelt, und warum er dann nicht 
geſtraft werde. 

Dem Conſtitutionnel wird unterm 15. Mai aus Tanger geſchrieben: 
„Was früher über die Unwirkſamkeit der Franzöſiſchen Geſandtſchaft nach Marokko 
in Betreff Abd el Kader's gejagt wurde, wird ſich jetzt beſtätigen. Vor einigen 
Tagen erhielten wir die Nachricht, daß ein großer Theil des Rif ſich gegen den 
Kaiſer Muley Abd el Rhaman empört und Abd el Kader zum Sultan ausgerufen 

“ 

Der Courrier françaió behauptet, mehrere Forts der Befeſtigungen 
von Paris ſeien ſo ſchlecht gebaut, daß ſie bereits den Einſturz drohten, und auch 
an anderen Theilen dieſer großen Bauten machten Ñ beklagenswerthe Mängel 
fühlbar. Die Sache werde bei den Budget⸗Debatten zur Sprache gebracht werden. 


Es iſt eine diplomatiſche Note der Vereinigten Staaten von Nordamerika an 
das Tuilerieen⸗Kabinet gelangt, worin Genugthuung wegen eines Konflikts bere 
langt wird, der zwiſchen einem Amerikaniſchen Kauffahrtei⸗Schiffe und einer Fran⸗ 
zöͤſiſchen Kriegsbrigg ausgebrochen. M£ 39 

Aus Rom meldet man, daß ſich unter den dortigen zum Uebertritt geneig⸗ 
ten Juden die Meinung verbreitet hatte, man müſſe den Papft Pius IX. als den 
von den Juden erhofften Meſſias anſehen, wenigſtens als einen großen Propheten. 

Die Madrider Poſt reicht bis zum 30ſten Mai. Am Tage vorhet, Abends 
5 Uhr, war der Papſtl. Nuntius, Brunelli, Erzbiſchof, in Madrid angelangt. 
Alle Glocken aller Kirchen läuteten und die Italieniſche Kirche war ihm zu Ehren 
erleuchtet. Die Commiſſion der Cruzada trägt die Koſten der Einrichtung in der 
Nuntiatur. Alle Madrider Zeitungen ſind voll von beifälligen Aeußerungen über 
dieſes Tagesereigniß. Seit einigen Tagen war von dem Doppelſchuß nicht mehr 
die Rede. Am 29. war Herrn Argel de la Riva, nachdem er einen Monat in 
ſtrenger Haft gehalten, die Erlaubniß ertheilt worden, ſeine Freunde zu ſehen. 

Großbritannien und Irland. 

London, den 4. Juni. An der Börſe hat es einen günſtigen Eindruck ge⸗ 
macht, daß mehrere Eiſenbahn⸗ Direktionen die Abſicht ausgeſprochen haben, die 
in der Ausführung begriffenen Bahnarbeiten möglichſt zu beſchränken, wenn auch 
das Parlament fie nicht dazu anhalte; man glaubt, daß andere Bahn-⸗Dirxektio⸗ 
nen ſich zu demſelben Verfahren entſchließen werden, um fur die nächſte Zeit nur 
möglichſt geringe Einzahlungen ausſchreiben zu dürfen. Die neueſten Berichte 
aus den Fabrikbezirken lauten beſſer, als ſeither; alle Umſtände laſſen erwarten, 
daß die Fortdauer des ſchönen Wetters den Fabrikanten friſches Vertrauen einfld- 
ßen und fie aufmuntern wird, ihre Geſchäfte wieder umfaſſender zu betreiben. 

Sch w. ei z. 

Wallis. Laut einer Korrefpondenz der „Simplon⸗Zeitung“ hat es Papſt 
Pius IX. abgelehnt, nach dem Wunſche Frankreichs ſich der Jeſultenangelegenheit 
anzunehmen, da dieſelbe ganz in das Gebiet der Kantonalſouveraͤnetät Tab 

Rußland und Polen. " 

Warſchau den 1. Juni. Die Abreife des Großfürſten Michael nach 
Petersburg iſt nun endlich, nachdem derſelbe verſchiedene Iunſpektiousteiſen im 
Königreiche gemacht, erfolgt. Ein Grund mehr, das Gerücht, welches im Aus, 
lande ausgeſprengt worden und das dort die Runde durch die Zeitungen machte, 
daß nämlich der Großfürſt Vieekönig von Polen werden follte, für durchaus unbe⸗ 
gründet zu erklaren. Hier hat Niemand dem erwähnten Gerüchte Glauben ge⸗ 
ſchenkt, da das Verhältniß des Großfürſten Michael zum Kaiſer zu gut bekannt 
ift, als daß man auch nur im entferuteſten einer Vermuthung, wie fie jenes Ge⸗ 
rücht ausſprach, Raum geben ſollte. Es kurſtren nicht blos in den mit den Pe⸗ 
tersburger Hoſderhäͤltniſſen unterrichteten Kreifen Polens, ſondern überhaupt in 
ganz Rußland Erzählungen, welche die Abſichten des Großfürſten Michael als fo 
beſonderer Art charakteriſiren, daß ſchwerlich der Kaiſer ihm das Vicekönigthum 
von Polen ertheilen würde. Der Großfürſt Michael iſt ein Mann von feſtem, 
energiſchen Charakter und hoher Intelligenz, der ſich feinem Neffen, dem künfti⸗ 
gen Thronfolger, weit überlegen glauben und nach jenen Erzählungen zu mehreren 
Malen bereits entſchiedeuen Widerwillen geäußert haben ſoll, daß er dereinſt den 
jetzigen Thronfolger als Kaiſer anzuerkennen haben wird. Es ſollen hierdurch 
verſchledene Konflikte zwiſchen ihm und dem jetzt regierenden Kaiſer veranlaßt 
worden fein. Doch genug hiervon; es giebt viele andere, gewichtigere Gründe, 
die es durchaus unwahrſcheinlich machen, daß Polen mit dem Willen Rußlands 
auch nur einige Selbſtſtändigkeit, einige Unabhängigkeit von dieſem Lande erlangen 
ſolle, und die die Umwandlung deſſelben in ein Vicekönigreich mit einem Ruſſiſchen 
Prinzen als Viceköuig als ganz undenkbar darſtellen. Der gewichtigſte unter die⸗ 
ſen Gründen iſt das ſchon viele Mal von mir bereits hervorgehobene und genügend 
dargethaue Prinzip unſerer Regierung, Polen zu ruffifieiren. Der Kaifer aller 
Reußen hat oft genug feine Abſicht, ſich zum Beherrſcher aller Slaven zu machen, 
dargethan. Was könnte er da alſo zur Erreichung dieſer ſeiner Abſicht für drin⸗ 
gender erkannt haben, als die bereits unter feinem Seepter befindlichen Slavliſchen 
Völterſchaften zu einem harmoniſchen Ganzen zu vereinigen, deſſen Band in ge⸗ 
meinſchaftlichen ftantlichen wie religiöſen Inſtituten beſtände? Um dieſes Band 
zwiſchen Polen und Rußland herzuſtellen, um die Polen aus Ruſſenfeinden, die 
ſie früher waren und zum Theil noch ſind, in Nationalruſſen zu verwandeln oder 
fie wenigſteus mit Letzteren zu amalgamiren, hat er bereite ſeit Beſitzergreifung 
unſeres Landes eine Menge Einrichtungen und Maßregeln getroffen. Es iſt bei 
der ihrer Abſicht ſich fo klar bewußten und ihren Zweck mit jo allgemein bekannter 
Konſequenz und Unabänderlichkeit verfolgenden Politit Rußlands durchaus keine 
Möglichkeit, der Annahme Raum zu geben, daß alle feine bereits getroffenen 
Maßregeln für Polen mit Einem Male desavouirt und ein völlig neues Syſtem 
befolgt werden ſollte. Und dies wäre der Fall, ſollte Polen jetzt in ein Vicekönig⸗ 
reich verwandelt werden. Es leuchtet daher ein, daß die Nachricht, welche dies 
als in naher Ausſicht meldend vor einiger Zeit im Auslande die Runde machte, 
durchaus grundlos iſt. (D. A. 8.) 

E n 1 e UW 

Konſtantinopel, den 49. Mai. (A. 3.) Seit drei oder vier Tagen ift 
hier von Athen die Nachricht eingegaugen, daß die Griechiſche Regierung zur Bei⸗ 
legung der Griechiſch⸗Türkiſchen Differenz die Vermittelung Oeſterreichs angerufen 
hat. Grit vorgeſtern, den 17ten, iſt die Pforte davon unterrichtet worden, nicht 
ofſtziell und förmlich, auch nicht durch eine unmittelbare Mitthellung von Seiten 
der Griechiſchen Regierung, ſondern ein fremder Repräſentant, dem eben der re⸗ 
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ſpeetive Geſandte zu Athen eine Meldung darüber gemacht, ſetzte die Pforte von 
dieſer neuen Phafe, in welche dadurch die Sache treten ſollte, in Kenntniß. Die 
Pforte fühlt ſich, oder fie giebt vor, ſich durch dieſe Einmiſchung höchlich ver- 
letzt zu fühlen. I : 
Vereinigte Staaten von Nordamerika. 
Nach dem Courrier des Etats Unis war in Veracruz am 13. 
April Abends ein Bote des General Twiggs mit der Meldung eingetroffen, daß 


des Letzteren Kolonne als Vortrab der Amerikaniſchen Armee auf Santa Aung 


geſtoßen war, der ſich in Cerro Gordo mit ſeiner muthmaßlich 12 — 15,000 
Mann ſtarken Streitmacht verſchanzt hielt. Cerro Gordo iſt ein feſter Punkt 
zwiſchen Puente Nacional und El Eucero; es betätigt fd demnach, daß die 
erſtgenannte Poſition von den Merikanern aufgegeben war. General Twiggs 


war mit ſeinen höchſtens 2700 Mann nicht in der Lage, Santa Anna angreifen 


oder ihm nur mit Erfolg Widerſtand leiſten zu können. Doch ſollten der Gene⸗ 
ralmajor Patterſon, der ſeit einigen Tagen mit zwei Brigaden Freiwilliger und 
allen disponibeln Streitkräften von Veracruz aufgebrochen war, und der General 

Quitman mit ſeiner Heerabtheilung baldigſt als Verſtärkung zu ihm ſtoßen. Auch 
General Worth hat den Marſch nach Cerro Gordo angetreten und General Scott 
hat dieſen Punkt wahrſcheinlich ſchon in der Nacht des 14. erreicht. Wenn Santa 
Anna die Offenſive nicht bereits ergriffen hat, ſe werden die Amerikaner, damit 
alle ihre Heerabtheilungen vereinigt werden können, noch zwei bis drei Tage 
warten, bevor fie ihm eine Slacht liefern. — Die Brechruhr hatte ſich in Vera⸗ 
cruz noch nicht gezeigt, wie früher irrthümlich berichtet worden if; dagegen rich⸗ 
tete die weiße Ruhr große Verheerungen an; die eine ift wohl nicht beſſer als die 
andere. Ein großer Theil der Amerikaniſchen Escadre iſt unter den Befehlen des 
Commodore Perry am 12. nach dem Hafen von Tuspan abgeſegelt, um ſich 
deſſen zu bemächtigen und dann alle Punkte des Golfs in der Gewalt zu haben, 
durch welche den Mexikanern Munition oder Waaren zugeführt werden können. 
Man machte ſich auf einen kräftigen Widerſtand gefaßt, da Tuspan unter dem 
Kommando des General Cos von mehr als 2000 Mann mit 60 Kanonen beſetzt 
iſt. Auch von einer abermaligen Expedition gegen Tabasco iſt die Rede, da 
der Gouverneur dieſes Platzes ſo unbeſonnen geweſen ſein ſoll, den Commandore 
Perry zu einer zweiten Viſite einzuladen. „Sie ſoll ihm bald gemacht werden, 
als er denkt“, äußert ſich ein Brief im Picayune. 

Von Cuba her erneuern ſich wieder einmal die Gerüchte, daß Spanien 
damit umgehe, die Inſel für ſeine ungeheuern an England ſchuldigen Summen 
abzutreten. Die Einwohner der Inſel find ſchon aus dem Grunde dagegen, weil 
alsdann die Sklaverei aufhören müßte; noch größern Anſtand würden die Verei⸗ 
nigten Staaten nehmen. Präſident Monroe hat vor mehr als 30 Jahren erklärt, 
„daß Cuba nie in die Hände einer anderen Europäiſchen Macht fallen dürfe.“ 

I. 
Aus der Hauptſtadt Mexiko hat man Nachricht bis zum 24. April. An 
die Stelle des liſtig auf die Seite geſchobenen Gomez Farias war Don Pedro 
Maria de Anaga Vicepraͤſident geworden. Niemand dachte an ernſtliche Verthei⸗ 
digungsanſtalten. Santa Anna befand ſich mit einigen Tauſend Mann bei Ora⸗ 
zaba und verlangte Verſtärkungen und Geld. Er ſoll einen Guerrillakrieg vor: 


geſchlagen haben. Der Britiſche Miniſter in Mexiko, Herr Bankhead, ſoll in 
Folge der Niederlage von Cerro Gordo der Regierung ſeine Vermittelung von 
neuem angeboten haben, und der Kongreß, glaubte man, ſei bei Berathung die⸗ 
ſes Antrages. 


Vermiſehte Nachrichten. 
Berlin. — In Betreff des Landtags if die Cenſur ſtreng. Der 
Theatercenſor hat kürzlich erſt in einer Poſſe alle Stellen, welche nur irgend⸗ 
wie auf den Landtag gedeutet werden konnten, entfernt. 

Briefliche Mittheilungen eines jungen Hamburgers, Kaufmanns in Adelaide 
(Auſtralien), vom 11. December 1846. — In einer fo jungen, kaum 10 Jahr 
alten Kolonie, die in ihrem Emporblühen ſo raſche, unglaubliche Fortſchritte ge⸗ 
macht, findet man ſeine Erwartungen in manchen Beziehungen weit, weit über⸗ 
troffen, andern Theils muß man die einmal im Mutterlande eingeſogenen Ge⸗ 
wohnheiten, ſowohl in der Lebensweiſe, als im Handel und Wandel gänzlich 
aufgeben. Es erfordert eine geraume Zeit, bevor man einigermaßen koloniſirt 
wird und man ſich an alles Eigenthümliche gewöhnt. Derjenige, welcher der 
Engliſchen Sprache mächtig iſt, hat einen großen Vortheil, da die Kenntniß der⸗ 
ſelben für jeden Deutſchen, der hier ankommt, von nicht geringer Wichtigkeit iſt. 
Die meiſten Leute, die hier ankommen, machen ſich vorher ganz unkluge Ideen 
und Pläne und murren dann gleich mit dem Schickſale, wenn dieſe nicht in Er⸗ 
füllung gehen. Die größere Zahl der Handwerksburſchen haben keine Luft, ihr 
einmal gelerntes Geſchäft, wobei fie hier bald zu einigem Wohlſtand gelangen könn⸗ 
ten, fortzuſetzen. Manche haben ſich vorgeſtellt, fie würden hier Land in Beſitz 
nehmen, wo ſie Geld oder Kupfer aus der Erde graben könnten; manche haben 
ſich eingebildet, die Regierung würde ihnen bei ihrer Ankunft fo viel Geld leihen, 
daß ſie ſich ein paar Tauſend Schaafe kaufen — mit denen ſie im Walde ein be⸗ 
quemes Leben führen könnten. Dieſe Leute, die ſich fo unſinnige Vorſtellungen 
gemacht haben, fühlen ſich natürlich Anfangs unglücklich, und das gewöhnliche 
Loos derſelben iſt faſt nie anders, als daß ſie in den Buſch gehen und Schäfer 
oder hot reeper (ein Mann der für den Schäfer das Eſſen kocht) für einen Lohn 
von 7— 10 Sh. pro Woche werden, während fie, wenn fie ihr Geſchäft fortge⸗ 
ſetzt hätten, den Verdienſt mindeſtens wöchentlich auf 30 Sh. bis 2 Pfd. St. und 
mehr bringen könnten. An Dienſtmädchen ift hier großer Mangel, und die deut⸗ 
ſchen ſind ſehr geſucht und vorgezogen. — Männer, die als Kaufleute hierher 
kommen und nicht ſchon vielſeitige Erfahrungen in ihrem Leben gemacht, werden 
gewiß betrogen und angeführt. Vertrauen kann man hier Keinem ſchenken, jeder 
ſucht den andern, wo er kann zu übervortheilen — jedes Uebereinkommen, was 
man hier trifft, macht man gerichtlich feſt und bündig ab. Von Haus aus traut 
keiner dem Andern, und in manchen Fällen darf man den hier wohnenden Deut- 
ſchen am wenigſten trauen. 

In der Nachbarſchaft von Düfjeldorf hat dieſer Tage ein Ehemann ein eigen⸗ 
thümliches Abkühlungsmittel für den Zorn feiner Ehefrau angewendet. Ein Schif⸗ 
fer bekam nämlich bei der Fahrt auf dem Rheine in der Nähe von Heerdt mit ſei⸗ 
ner Frau, die ſich mit auf dem Schiffe befand, einen ehelichen Zwiſt, wobei 
dieſelbe in ſolche Wuth gerieth, daß fie zu Thätlichkeiten ihre Zuflucht nehmen 
wollte. Der Mann ergriff hirrauf ſehr kaltblütig ſeine erhitzte Ehehälfte, warf 
fie ohne Weiteres kopfüber in den Rhein, ſchwamm ihr dann ſofort nach und holte 
ſie wieder an Bord. Das Bad ſoll ſeine abkühlende Wirkung nicht verſagt und 
die Frau, wahrſcheinlich auch in der Ausſicht auf eine mögliche Wiederkehr des 
Experimentes, gelobt haben, nicht wieder in Hitze zu gerathen. 

Den Juden ift in St. Petersburg fireng vorgeſchrieben worden, während ih⸗ 
rer gottesdienſtlichen Verſammlungen in den Bethäuſern das laute Ableſen der ges 
ſetzlich vorgeſchriebenen Gebete für das Wohl des Kaiſerhauſes nicht zu unterlaſſen. 
Koutravenienten ſollen den in dem Codex darüber enthaltenen Strafen unterliegen. 


Stadttheater in Poſen. 
Freitag den 11. Juni: 1) Ouverture aus „Faust“ 


Die verehrlichen Mitglieder unſerer Gemeinde 


Am Markt No. 87. iſt in der erſten Etage ein 


von J. v. Seyfried. 2) Zum Erſtenmale: Meine 
Frau iſt ausgegangen; Luſtſpiel in 1 Akt, frei 
nach dem Engliſchen von Meinert. (Manuſc.) 3) 
Arie von Bellini. 4) Duett aus „Lucia di Lam⸗ 
mermoor“. 5) Steyriſcher National-Tanz. 6) 
um Erſtenmale: Mein Mann geht aus; Luſt⸗ 
piel in 2 Akten nach dem Franzöſiſchen von H. 
Börnſtein. 7) Mazurka » Solo. 


Ediktal⸗ Citation. 

Auf dem Grundſtück Neuſtadt bei Pinne No. 79. 
jetzt 80 ſteht Rubr. III. No. I. eine Forderung von 
200 Rihlr, nebſt Zinſen, Kaufgelderreſt aus dem 
zwiſchen dem Apotheker Liebach und den Färber 
Schätz ſchen Eheleuten unter dem Sten Auguſt 1811 
geſchloſſenen Kaufkontrakte, für den Kaufmann Pe— 
ter Meißner zu Zirke, als ſpäterer Ceſſtonar auf 
Grund der Ceſſion vom Aten Januar 1825 ex de- 
creto den 18ten Juni 1827 eingetragen. Das bier 
über ertheilte Dokument if verloren gegangen, und 
werden, da die Schuld noch vorhanden ift, auf Anz 
trag des Gläubigers alle diejenigen unbekannten 
Intereſſenten, welche als Eigentümer, Pfand⸗In⸗ 
haber, Ceſſtonarien, oder ſonſt Anſprüche auf die 
Forderung zu haben vermeinen, hierdurch vorgela⸗ 
den, ſich mit ihren Anſprüchen im Termine 
den 30ſten Juli c. Vormittags 10 Ubr 

zu melden, widrigenfalls fie mit ihren Anſprüchen 
an die Forderung präkludirt werden und ihnen des⸗ 
halb ein ewiges Stillſchweigen auferlegt wird. : 
„Grätz, den 26. Februar 1847. 

Königl. Land⸗ und Stadtgericht, 


benachrichtigen wir ergebenſt, daß am Sonntage am 

13ten d. M. der Herr Prediger Seeger die Probe— 

Predigt halten wird. 

Der Vorſtand der evangeliſchen Kreuz: 
Kirche. 


Auktion. 

Der öffentliche Verkauf der Anton Grun⸗ 
wald ſchen Nachlaß⸗ Gegenſtände wird Dienſtag 
den 15ten d. Mis. Vormittags 9 Uhr in dem 
Grundflüde No. 42. der Gerberſtraße forigeſetzt. 

Poſen, den 10. Juni 1847. 


Ein mit den nöthigen Schulkenntniſſen verſehener 
junger Mann, der die Glaſer-Profeſſion zu erler⸗ 
nen wünſcht, findet zum Iſten Juli d. J. ein Unter⸗ 
kommen bei A. Biſchof, 
Breslauerſtraße No. 16. 


Kleine Gerberſtraße No. 3. im Kaufe des verfiorbe- 
nen Bürgers Carl Jacob Gerhardt, iſt vom 1. 
Juli d. J. ab eine Wohnung, beſtehend aus 4 ge- 
räumigen Zimmern, Küche, Keller, geräumigen 
Kammern, nebſt einem gemeinſchaftlichen Trocken⸗ 
boden, zu vermiethen. 

Die Bedingungen find bei den im Haufe wohnen⸗ 
den Erben und beim Herrn Kommiffions- Rath D. 
G. Baarth zu erfragen. 


1 oder 2 möblirte Stuben vom Iſten Juli d. J. ab 
Berlinerſtraße No. 13. 2 Treppen hoch zu vermiethen. 


möblirtes Zimmer zu vermiethen und ſogleich oder zu 
Johanni zu beziehen. L 
— — ——-¼½- 3 
Wronkerſtraße No. 18. ift die ganze erſte Etage, 
beſtehend aus einem Saal, ſechs Stuben und Küche 
vom Iſten Oktober d. J. zu vermiethen. 
.... ĩ I C MU Bi kl 


Friſche Ananas aus Radoje wo ſind jetzt täglich 
zu haben Martinsſtraße No. 78. eine Treppe hoch. 


Friſche fette Sahn-Käſe à 4 Sgr. 
und 6 Sgr. pro Stück empfiehlt 
Iſidor Appel jun., Waſſerſir. 26. 


SEIFE, * wi MR 15 Pfund für 
SAHNKAESE, Stück 4 Sgr. 


verkauft 
G. Pincus, Wilhelmstr., Hotel de Dresde. 


In Urbanowo 


von jetzt ab jeden Sonnabend und Sonntag 
Nachmitag großes Garten⸗Konzert. Anfang 
5 Uhr. Entree pro Familie 3 Sgr.; pro Perſon 
1 Sgr. 6 Pf. 


(Hierzu drei Beilagen.) 


133. Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 11. Juni 1847. 
— ...... ͤ——̃̃̃̃ ...... .. ———— . — 


Bekanntmachung 


der 


General-Landſchafts⸗Direktion in Poſen. 


Bei der heute erfolgten Verlooſung der in Ter. 
mino Weihnachten 1847. zum Tilgungs⸗Fonds er⸗ 
forderlichen vierprozentigen Pfandbriefe, find mit 
Beobachtung der gefeglich vorgeſchriebenen Förm⸗ 
lichkeiten nachſtehende Pfandbriefs⸗Nummern gezo⸗ 


gen worden: 

Nummer 
des 

Pfandbriefs 


lau: |Amorti: 
sende] fations 


Gut. 


Kreis. 


A. Ueber 1000 Rthlr. 


34) 451 Baſzkowo 
; 452 dito 
5287 Biezdrowo 
3455 Borzeciczki 
2261 Boczkow J. und IH. 
5122 Czeſzewo 
5380 Czeluscin 
912 Dzialyn 
89 Droſzew 
2093 Doruchow 
634 Dobrzyca 
7344 Daleſzyno 
dito 
343 Gorzyczki 
330 Gay 
2846 Grodziſzezko 
4766 Gnuſzyno 
7147 Gryzyna 
1139 mno 
3353 Karczewo 
7475 Kempen 
4142 Koſzuty 
1375 Kotowiecko 
3132 Kurnik 
6101 Komorze 
672 Kretkowo 
612 Konary 
5139 Lesniewo 
1029 Ludomy 
1661 Miloslaw 
4797 Marſzalki 
383 Malpino 
38 Nowiec 
2565 Nojewo 
Podolin 
201 pee 


oer 


U 


SSE 


— 
I vn ie 


— 


ito 
2549 Pſarskie 
3943 Parzenczewo 
3689 Pomarzanki 
2813 Piotrowo 


tattomo 

1055 Tutti 

774 Ruchocinek 
7596 Rybowo 
6282 Sarbia 
5351 @molice 
3824 Sierniki 
5266 Szelejewo 
3306 Sapowice 
1944 Strykowo 
4779 Tuczemp 
1839 Trzuskotowo 
dito 

226 Wydzierzewice 
5248 Wieckowice 

60 Wreſchen 

412 Weſzkowo (Waſchke) 
5519 Wola Xigieca 
| 5457 Wyganowo 


= Z Z Ë > to = Gv > Ë S vo 


— 


40 Zelice 
521 Zydowo 


8 
5 
6 
4 
4 
9 
5 
4 
4 
2 
2 


Krotoſchin 
dito 
Samter 
Krotoſchin 
Adelnau 
Wagrowiec 
Kröben 
Gneſen 
Pleſchen 
Schildberg 
Krotoſchin 
Schrimm 
dito 
Koſten 
Samter 
dito 


Koſten 
Schildberg 
Schroda 
Pleſchen 
Schrimm 
Wreſchen 
dito 
Kröben 
Gneſen 
Obornik 
Wreſchen 
Schildberg 
Schrimm 
dito 
Samter 


Wagrowiec 


Adelnau 
dito 

Samter 

Koſten 


Wagrowiec 
dito 

Kröben 

Wagrowiec 


Krotoſchin 


: 
1 


Birnbaum 


Poſen 

dito 
Schroda 
Poſen 
Wreſchen 
Kröben 
Pleſchen 
Krotoſchin 
Wagrowiec 
Poſen 


B. Ueber 500 Rihlr. 


539 Baſzkowo 
543 — 
545 dito 
5530 Bartoſzewice 
4883 Bomft 
1272 Brudzewo 
115 Chocicza 
42710 Cielimowo 
2994| Chwalkowo 
1888 Chocicza 
1791 Czarnotki 
560 3668| Czerniejewo 
11 1466 Cerekwica 
121 1467 dito 


Krotoſchin 
dito 
dito 

Kröben 

Bomſt 

Wreſchen 

Br 

inefen 

Schroda 
dito 
dito 

Gneſen 

e 


ito 


Nummer 
des 
Pfandbriefs 


Tau: Amorti⸗ 
lende ſations⸗ 


Gut. 


| Kreis. 


| 


6| 3503 3 (Geyers⸗ Frauſtadt 


dorf II. 
15 5591 Dabrowka (Groß Dam⸗Meſceritz 


mer) 
14 3359 Dzienczyno 
130 6370 Daleſzyno 
50] 252 Dupin 
61 6470| Dion 
29 6342 Dobrojewo 
24 933 Golembin 
60 1809 Gadki 
25 2817 Grembanin 
14 1 Gronowko 
15 1262 Grabowo 
11 233 Jutroſchin 
12 234 dito 
33 4658| Jezewo 
42 1920 Jarocin 
6 6334| Jarzabkowo 
19 1086 Jaromierz 
12 1993) Jurkowo 
11 5480) Kurnatowice 
23| 6431 Karmin 
24 6432 dito 
17| 2391| Konarzewo 
19 2393 dito 
115 2570| Kurnit 
118| 2573 dito 
36| 2028| Kazmierz 
12| 6187 Klony 
7 5551 Kurowo i 
24| 3610 Koſteczyno (Kuſchten) 
73 34130 Murownica 
60 5236 Murzynowo lesne 
26 434 Mikolajewice 
2| 5324 Mielno 
4 19 Nowemiaſto (Neuſtadt) 
22 67 dito 
39 1971 Niepart 
14 1427 Niemczyn 
15 1428| dito 
17 1507 Owinsk 
13 4780 Orchowo 
140 4781 dito 
18 655 Oſtek 
13 5848| dito 
11 1646 Oſtrowieczno 


42 285 Przygodzice 
43 286 dito 
46 289 dito 
48 291 dito 
50 293 dito 
51] 294 dito 
52 295 dito 
160 2080 Pſarskie 
380 2658 Pawlowice 
9 2801 Pakos law 


Kröben 
Schrimm 
Kröben 
dito 
Samter 
Koſten 
Schrimm 
Schildberg 
Koſten 


Koſten 


Birnbaum 
Pleſchen 
dito 
oſen 
5 dito 
Schrimm 
dito 
Samter 
Schroda 
Koſten 
Meſeritz 
Koſten 
Schroda 
Gneſen 
dito 
Pleſchen 
dito 
Kröben 
Wagrowiec 
dito 


11 3425 Przyſteka niem (Deutſch⸗ Koſten 


Preſſe) 

43 6214 Pleſchen 
25 5836 Pſary 
19 2233 Potulice 
100 4577 Potrzonowo 
22 6213 Pogorzela 

1240 Rogaſzyce 
7| 691 Ruchocinek 
15 3518/Rojow 
15| 4600 Racadowo 
130 2456 Szymanowo 
9 5817 Strzegowo 
7 4184 Stolezyn 
18 1900 Sulencin 
23 3633 Stempuchowo 
37 3207 Sierniki 
17 5988| Swierczyn 
260 4438 Smolice 
14| 1818 Trzeinica 
15 N dito 
37 Trzeiel (Tirſchtiegel) 
4 2783 Uuſarzewo 09 . 
130 2708 Wieſzezyczyn 
15 4046 Wrotkowo 
26 162 [Wreſchen 
30 5078 Wieruſzow 
19 6082 Wilkowo 
20 6083 dito 


121 58730 Wronke 


125 5877 dito 
129 5881 dito 
3 44 Wilcza 
100 3292| Wilkowo 


Pleſchen 
Adelnau 
Wagrowiec 
Obornik 
Krotoſchin 
Schildberg 
Gneſen 
Schildberg 
Pleſchen 
Schrimm 
Adelnau 
Wagrowiec 
Schroda 
Wagrowiec 
dito 
Frauſtadt 
Kröben 
Schildberg 
dito 
Meſeritz 
Schroda 
Schrimm 
Krotoſchin 
Wreſchen 


Schildberg 


Koſten 
dito 
Samter 
dito 
dito 
Pleſchen 
Samter 


Kreis. 


Nummer 
des 
Pfandbriefs Gut. 
Tau- Amort > 
tende ſations⸗ 
15 4346 Wieckowice 


21 
33 
5 


42 


4 


1570| Wierzonka 
1595 Welna 
772 Zakowo 
4280 Zlotniki 
3695 Zolcz 
1456 Zakrzewo 
6148 Zegocin 


| 
| 55 
| 


dito 
Obornik 
Frauſtadt 
Wagrowiee 
Gneſen 

dito 
Pleſchen 


C. Ueber 250 Kihlr. 


457 Chobienice 
35760 Daleſzyno 
3552 Dobrojewo 
3108 Sogolewo 
1213| dito 

20Gronowko 
1036| Grodzisko 
1170| Jarocin 
2519 Jelitowo 
2816 Kamieniec 
2817 dito 


1320 Kierzno A. und B. 


2125 Kofzuty 
2808 Kuklinowo 
481 Konary 
363 Komorowo 
3655 Kempen 
2956 Lomnitz 
550 Mielecin 
1311 Morka 
329 Miedzyliſie 
1205 Niepart 
934 Niemczyno 
1363 Niemczynek 
9910 Owinsk 
1298| Obiezierze 
175 Przygodzice 
177 dito 
1585 Pamiqtkowo 
3512 0Pleſchen 
35130 dito 


529 Rybno 
959 Schocken 
2170 Siupia 
1533 Sobieſternie 

3149 Sobotka 
3151 dito 
2524 Ulanowo 
19420 Wiatrowo 


y| 33230 Wronke 


91) Tiaino 
2506 Zydowo 
3468 [Zegocin 
3021. Zelice 
2285 Zimnawoda 
2376 Zoͤltowo 


ito 


N 
P 5 872 


|Kröben 


D. Ueber 100 Riplr. 


847|Bronifzewice 
853 dito 
1667 Vieniewo 
3490 Bialcz 
4877 Bolewice 
8593 Bomſt 
8681 Babin 
4608 Borzeciczki 
5381 Bieganowo 
6019 Czerniejewo 
8133 Chraplewo 
10545) Czacz 
9117 Cerekwica 
10988 Chlapowo 
2457 Cykowo 
3238 Chwalencin 
1038| Dzialyn 
653 Dobrzyca 
259 Dupin 
5858 Dlugie (Laube) 
5859 ito ; 
787 Dabrowo 
1611 @tobía vel Bucz 
1613 dito 
9593 Gogolewo 
4738 Golenczewo 


5329 Golenia vel Golina 


5331 dito 


Nummer 
des ; 
Pfandbrieſs Gut. Kreis. 
Tau- Amort x 
fende] ſations 
23 6732 Gorazdowo Wreſchen 
24 6733) dito dito 
3110688 Grabkowo Kröben 
1410971 Gryzyna Koſten 
13 8391 Glozewo Meferig 
35 9142 Gozdzichowo Koſten 
36 9143| dito dito 
19 2973 Grabianowo Schrimm 
52 2938 Gogolewo Kröben 
53| 2939| dito dito 
39| 3656 Grodziſzczto Samter 
27| 8300| Graboſzewo koscielne Wreſchen 
160 24130 Gluſzyn Poſen 
54 4551 Grembanin Schildberg 
21 2306 Gembice Kröben 
14 7491| Jelitowo Gneſen 
37 1510| Jaromierz Bomſt 
28 9605) Janowiec Wagrowiec 
41| 1298 Jin Schroda 
100 2786 Jarocin Pleſchen 
160 6944| Kanino Poſen 
17 3981 Kuſzewo Wagrowiec 
181 3982 dito dito 
310 3273 Kierzno A. und B. Schildberg 
47 5955 Koſieczyn (Kuſchten) Meſeritz 
14 6005 Karſewo Gneſen 
15 6006 dito dito 
118 9347 Krocz Czarnikau 
3310225 Kresko (Kranz) Meſeritz 
40 7041| Kobylepole Poſen 
79 116110 Kempen ! Schildberg 
18 3162 Koninto Samter 
47 4412 Karna Bomft 
54| 8531| Kuflinowo Krotoſchin 
280 5754 Koſzuty Schroda 
140 319 Konarskie Schrimm 
21 4389 Luboſina Samter 
26 7416 Lukowo : Wagrowiec 
14 9107 Murzynowo lesne Schroda 
42 1348 Marſzewo Pleſchen 
160 3697 Niepruſzewo Buk 
17 3698 dito dito 
37 1949 Niemczyno Wagrowiec 
560 2886 Niepart Kröben 
80 71 Nowemiaſto Pleſchen 
20 8067 Czarne Piqtkowo Schroda 
28 3146 Pfarskie Samter 
22 3414 Przyſteka Wagrowiec 
14411198Pleſchen Pleſchen 
37 5407 Parzenczewo Koſten 
47 4294 Pamiqtkowo Poſen 
39 5513 Poſadowo But 
44| 8459 Redgoſzez Wagrowiec 
22) 3194 Rudniczysko Schildberg 
29] 1367 Ratöw dito 
72 1679 Raſzkow Adelnau 
42] 1729 Rogafzyce Schildberg 
22 9325 Redkowo Schubin 
51) 8495 Rusko Pleſchen 
21) 6924 Szezepankowo Samter 
230 6926| dito dito 
64| 77910 Smolice Kröben 
21 5539 Sedziwojewo Wreſchen 
45 2755 Sulencin Schroda 
27 1482| Sroß-Stupia dito 
70| 5978 Stepuchowo Wagrowiec 
35 8161 Tulce Schroda 
57 2654 Trzeinica Schildberg 
46 21600 Wierzonka Poſen 
27 7235 Wroniawy Bomft 
27 8097 Wola Xigjeca leſchen 
24 2426 Wroblewo amter 
35 7638 Wieckowice Poſen 
56 6452 Zimnamoda Pleſchen 
77 9015 Zbaßzon (Bentſchen) Meſeritz 
310 3043 Jurawia Schubin 
23| 2850 Zlotniki Poſen 
E. Ueber 50 Rthlr 
71 977 Brudzewo Wreſchen 
60 310Broniſzewice einen 
62! 312 dito dito 
19 47230 Bogwidze dito 
1920 2087 Borzeciczki Krotoſchin 
26! 2633 Charcice Birnbaum 
76 3785 Chraplewo Buk 
28 3206 DebowalekalII.(Geyers⸗Frauſtadt 
dorf III.) 
57 3328 Din Wagrowiec 
161 57130 Dobrojewo Samter 


882 


Nummer 


des 
Pfandbriefs 
| Amorti⸗ 
fende ſations⸗ 


lau⸗ 


45 


135 9411| Mieſzkowo 


Gut. 


793 @robia vel Bucz 


5 3182 0Goͤrzno 


1541| Jurkowo 
4660| Janowiec 
3828 Jezewo 
3831 dito 
5848 Karmin ; 
2717 Koſteczyno (Kuſchten) 
4715 Kuczkowo 
4314 Komorze 
2031 Karne 
5023 Kresko (Kranz) 
4223 Lewitz 
3368 Lutowo 
3370 dito 
5803 Miloslawice 
339 Mielecin 
1013 Nekla 
4368 Nowydwoͤr (Weiden⸗ 
vorwerk) 
3974 Orchowo 
4134 Przylepki 
2691 Popowo polskie (Pol⸗ 
niſch Poppen) 
1449 Pigkowice 
Pawlowek 
3760 Racadowo 
2639 Rojow 
865 Szezury 
6003 Groß⸗Strzelce 
2934 Szymankowo 
1438 Sulencin 
3856 Samter 


Kreis. 


Koſten 
Frauſtadt 
Koſten 
Wagrowiec 
Schrimm 
dito 
Pleſchen 
Meſcritz 
Pleſchen 
Wreſchen 


Wagrowiec 
dito 
dito 

Schildberg 

Schroda 

Meſeritz 


Mogilno 
Schrimm 
Koſten 


Schroda 
Pleſchen 
dito 
Schildberg 
Adelnau 
Kröben 
Obornik 
Schroda 
Samter 


t 
513 Swidnica II. (Zedlitz II.) Frauſtadt 


5379 Tomaſzewo 

5091 Wronke 

dito 

5492 Wilkowo 

1680 Wierzbno 
171 Weſzkowo (Waſchke) 
116 Wydzierzewice 

4332 Zbaſzyn (Bentſchen) 


Buk 
Samter 
dito 
Koſten 
Birnbaum 
Kröben 
Schroda 
Meſeritz 


F. Ueber 25 Rehlt. 


4995 Bel cin 
4933 Borzeciczki 
2813 Bolechowo 
433 Broniſzewice 
520 Boguſzyn 
2159 Chelmno 
2162 dito 
3126 Cykowo 


51810 TChwalkowo . 


2111 Eeretwica 
6438 Czerniejewo 
5898 Dzieczyn 
5901 dito 
410 Golun 
7048| Gowarzewo 
5685 Golenia vel Golina 
2886| Grodzist 
2887 dito 
1718 Grobia vel Bucz 
1719 dito 
81760 Gonice 
4886 Grembanin 
1509| Jaromierz 
1510 dito 
1057| Iwno 
1622| Jankowo 
3676| Jurkowo 
4573| Kurnit 
4601 dito 
4602 dito 
4160| Kopanica 
330 Koryta 
6165 Koſzuty 
9113 Kwilez 
7149| Kanino 
6430 Karſewo 
6366 Koſteczyno (Kuſchten) 
7610 Lwowek (Neuftadt) 
6310 Linie 
5351 Lechlin 
8607 Lewitz 
6052 Leg 


2389 Miloslaw 
2392 dito 


2397 dito 


Bomſt 
Krotoſchin 
Poſen 
Pleſchen 
dito 
Samter 
dito 
Koſten 
Schroda 
Pleſchen 
Gneſen 
Kröben 
dito 
Schroda 
dito 
Pleſchen 
dito 
dito 
Koſten 
dito 
Wreſchen 
Schildberg 
Bomſt 
dito 
Schroda 
Gneſen 
Koſten 
Schrimm 
dito 
dito 
Bomſt 
Krotoſchin 
Schroda 


Birnbaum 


IPleſchen 


Kenntniß ſetzen, 


3 
€ ° 
Pfandbriefs Gut. Kreis. 
au: Amorti⸗ 
fende] ſations⸗ 
25 1669| Miedzianowo Adelnau 
45 4317 Malpino Saen 
59 2614 Mſzyczyn dito 
10610959 Mnichy (Münche) Birnbaum 
107 502 Mielecin Schildberg 
142 8730| Opatow dito 
143| 8731) dito dito 
51 1306| Ottorowo Samter 
32 6977 Oſtrowo Wreſchen 
80 7859 Sporowo Frauſtadt 
= 775 * dito 
zyna Schildber 
514 365 Oſtek Seiten x 
59| 2700| Owinsk Poſen 
49 8697 Przeclaw Obornik 
42 4867 Pakoslaw Buk 
46 7986 Potrzonowo Obornit 
87 885 Pudliſzki Kröben 
97 10168 Binne Samter 
85 236 Pakoslaw Kröben 
50 1638) Rotitnica Poſen 
26 399 [Ruchocinek Gneſen 
69 2010 Rogaſzyce Schildberg 
60 6228 Rojow dito 
6011059 Groß⸗Strzelce Kröben 
17 4181 Splawie Koſten 


10074 Skrzypno J. und II. und Pleſchen 
Wola duchowna 


61 7888 Torzeniec Schildber 
77 3360 Sitta u. Š 
79| 3362| dito dito 
160 1937 Tarnowo Poſen 
98 6942 Tuchorze Bomſt 
31 1436| Trzeielino Poſen 
26 4835 uſarzewo Schroda 
13810356 Wijewo Frauſtadt 
139 10357 dito ito 
117 633 Witkowo Gneſen 
675 9832 Wronke Samter 
75 7310 Wroniawy Bomſt 
15 760 Wierzenica ofen 
39| 3209 Wlosciejewki chrimm 
39] 1251 Kigzenice Schildberg 
102 6825 Zimnawoda leſchen 
41, 3793 Zydowo oſen 
43 570 dito dito 
180 6481 Zolcz Gneſen 


Indem wir die Pfandbriefs-Inhaber hiervon in 
fordern wir dieſelben gleichzeitig 
auf, ſolche nebſt ſämmtlichen Koupons von Weih⸗ 
nachten 1847. ab, in Termino den 2. Januar 
1848 an unſere Kaſſe einzuliefern und dagegen den 
Werth derſelben in baarem Gelde nebſt der etwa⸗ 
nigen Vergütigung des Aufgeldes nach dem Geld⸗ 
kourſe der Berliner Börſe, jedoch unter den, in 
den §§. 37. und 312. der Kreditordnung, Rück⸗ 
ſichts der Höhe dieſes Aufgeldes enthaltenen Mo⸗ 
diſikationen, in Empfang zu nehmen. 

Sollten die Inhaber der oben verzeichneten Pfand⸗ 
briefe der gegenwärtigen Kündigung ungeachtet, die⸗ 
ſelben in dem erwähnten Termine nicht einliefern, 
fo haben dieſelben nach Š. 40. und 315. der Kre⸗ 
ditordnung zu gewärtigen, daß deren Geldbetrag 
bei unſerer Kaffe niedergelegt, von da ab nicht 
ferner verzinſt, und daß bei einer ſpätern Präſen⸗ 
tation derſelben der Betrag der unterdeß fällig 
gewordenen und realiſirten Zinskoupons von dem 
Kapitale in Abzug gebracht werden wird. 

Poſen, den 1. Juni 1847. 

General-Landſchafts⸗Direktion. 


Berichtigung. In No. 130. d. Z. iſt in der 
Bekanntmachung der Kommiſſton zur Unterſuchung 
der hier ſtattgefundenen Tumulte, sub No. 12. ſtatt 
monatliche Einſteckung zu lefen: 5monatliche Ein⸗ 
ſtellung u. f. w. 


Getreide⸗Marktpreiſe von Poſen, 


den 9. Juni 1847, u ie 

(Der Scheffel Preuß.) 2 1 15 ALIEN ; 
Weizen d. Schfl. zu o Mz. — 
Roggen die 325 7 4 25 
Bee 2245 30 3 4 
Hafer... 11231 4 1| 28111 
Buchweizen 2121 10 3 —I— 
ET re 4.223 5 —— 
Kartoffeln 2... ...| 1 3/4 1 10— 
Heu, bet 4 110 BE % 22 6 * 6 
Stroh, Schock zu Pf. 112 1 5 


Butter das Faß zu 8 Pfd. 


133. 


Zweite Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


den 11. Juni 1847. 


Landtags ⸗ Angelegenheiten. | 
Sitzung der Kurie der drei Stände am 2. Juni. 


(Schluß.) 

Marſchall: Iſt noch etwas gegen die Abſtimmung zu bemerken? 
(Nein!) Es wird alfo das Refultat zuſammengezogen werden. (Dies geſchieht.) 
Das Ergebniß iſt folgendes: für den Antrag haben 327, dagegen 171, ge⸗ 
ſtimmt. Das eine Drittel iſt alſo um einige Stimmen nicht vorhanden, denn 
um daſſelbe zu erfüllen, müßten 333 mit Ja geſtimmt haben, es ſind aber 
nur 327. (Grohe Aufregung.) Der Abg. Hanſemann hat das Wort, um 
einen Antrag zu begründen. Ich muß aber bemerken, daß dies Amendement 
nicht vorbercitet ift. ; 

Abg. Hanſemann: Die bisherigen Abſtimmungen werden in Ihnen 
gewiß den Wunſch erregt haben, eine Faſſung für die Frage zu finden, bei 
der ſich eine große Majorität ergiebt. In dieſer Beziehung ſchlage ich vor, 
daß bei derjenigen Abſtimmung, welche jetzt bevorſteht, nämlich bei Abſtim⸗ 
mung über den Antrag der Abtheilung ... (Der Redner wird durch Wider⸗ 
ſpruch unterbrochen.) 

Marſchall: Ich muß ſagen, daß ich die Abſicht habe, jetzt den Antrag 
der Abth. zur Abſtimmung zu bringen. Ich bin der Meinung, daß er weiter 
geht, als der Antrag des Herrn Abg. v. Renard, welcher eine beſtimmte Zeit⸗ 
periode nicht erbitten will, ſondern darauf hingeht, die Veſtimmung des Zeit⸗ 
raums von einer Proposition abhängig zu machen. Dagegen hat die Abtheil. 
zwei Jahre vorgeſchlagen. ° 

Abg. Hanſemann: Meine Vorausſetzung, daß der Antrag der Abth. 
zuerſt zur Abſtimmung kommen werde, iſt alſo richtig Dieſer Antrag lautet: 
„Se. Majeſtät unterthanigſt zu bitten, mit Bezug auf die frühere Geſetzge⸗ 
bung, insbeſondere auch aus Nützlichkeits⸗ und inneren Nothwendigkeitsgrün⸗ 
gen, die Einberufung des Vereinigten Landtages alle zwei Jahre auszuſpre⸗ 
chen.“ Die Abänderung, welche ich vorſchlage, iſt ſehr klein, nämlich ich wün⸗ 
fde, daß das Wort „insbeſondere“ weggelaſſen würde, damit diejenigen, wel⸗ 
che vorzugsweiſe auf den Rechtspunkt in Beziehung auf die früheren Geſetze 
halten, nicht abgehalten werden, beizuſtimmen. Das iſt das Eine. Es würde 
alſo der Antrag in dieſer Beziehung dahin lauten: „Se. Königl. Majeſtät 
allerunterthänigſt zu bitten, mit Bezug auf die frühere Geſetzgebung, ſo wie 
auch aus Nützlichkeits⸗ und inneren Nothwendigkeitsgründen, die periodiſche Zu⸗ 
ſammenberufung des Vereinigten Landtages einſtweilen alle 2 Jahre auszuſpre⸗ 
chen.“ (Man widerſpricht.) Den noch von mir vorgeſchlagenen Zuſatz des 
Wortes einſtweilen will ich fallen laſſen. 

Eine Stimme (vom Platz): Ich möchte fragen, ob es erlaubt iſt, in 
der Abſtimmung noch neue Amendements zu bringen, 

Abg. Hanſemann: Der Herr Landtags-Marſchall hat zugegeben, daß 
ich meinen Antrag ſtelle. Es wird alſo von der Verſammlung abhängen, ob 
ſie darauf eingehen will. 

Marſchall: Es ift gefragt worden, ob nach der Abſtimmung noch ein 
Amendement eingebracht werden könne. Die Regel iſt es allerdings nicht. Aber 
manchmal kann es zur Vermittelung der Anſicht dienen, daher habe ich es 
zugelaſſen, ohne zu ſagen, daß ich auf den Antrag eingehen will. 

Secretair: Was dem Einen Recht iſt, das iſt dem Anderen billig. 
Zwei Anträge, womit die Majoritöt nicht einverſtanden war, ſind zur Ab⸗ 
ſtimmung gekommen. Bei denſelben Eventualitäten muß denjenigen, die für 
einen Antrag ſtimmen wollen, das Recht zur Abſtimmung erhalten werden, 
fo gut als denjenigen, die einen beſonderen Werth auf den Rechtsgrund [ce 
gen. Ich ſehe keinen Grund ein, daß man diejenigen, die noch keine Gelegen— 
heit gehabt haben, ihre Meinung auszudrücken, hieran verhindere. 

Abg. v. Vincke: Ich glaube, daß dies der erſte Fall iſt, wo mitten in 
der Abſlimmung ein neues Amendement zur Sprache gebracht wird. Ich 
glaube dadurch, daß der Herr Marſchall alle Amendements verleſen und die 
Reihefolge bezeichnet hat, in der ſie zur Abſtimmung kommen, iſt die Abſtim⸗ 
mung feſtgeſetzt, und es ſcheint mir ganz gegen die Geſchäftsordnung zu ſein, 
wenn jetzt noch Amendements, ſei es von der einen oder der andern Seite, 
geſtellt werden, und darum muß ich im Intereſſe der Unparteilichkeit, welche 
alle unſere Verhandlungen leiten muß, mich entſchieden dagegen erklären, daß 
jetzt noch Vorſchläge, außer den bereits verleſenen, gemacht werden. 

; Marſchall: Ich bitte alfo den Herrn Secretair, den Antrag der Abth. 
zu verleſen. 

Abg. v. Vincke: 
ruf abgeſtimmt wurde, 
laube mir, den Antrag zu ſtellen, 
geſtimmt werde. ` ; 

Marſchall: Ich frage, ob der Antrag auf namentlichen Aufruf Unter⸗ 
ſtützung findet: Diejenigen, welche ihn unterſtützen, bitte ich aufzuſtehen. — 
Er iſt angenommen. (Der Secretait verlieſt den Antrag der Abth. „Se. 
Staj. den König allerunterthänigſt zu bitten, mit Bezug auf die frühere Ge⸗ 
ſetzgebung, insbeſondere auch aus Nützlichkeiis- und inneren Nothwendigkeits⸗ 
Gründen, die Einderufung des Vereinigten Landtages alle 2 Jahre auszu⸗ 
ſprechen.“) Diejenigen, welche dieſen Vorſchlag annehmen wollen, bitte ich, 
mit Ja zu antworten. Es wird der namentliche Aufruf erfolgen. (Der Se⸗ 
eretair verlieſt obigen Antrag nochmals, und es beginnt nun der Namens⸗ 
Aufkuf) Das Ergebniß der Abſtimmung ift folgendes: Der Vorſchſag ift 
mit 287 Stimmen bejaht und mit 205 Stimmen verneint, alſo auch nicht 
angenommen. Es wäre doch außerordentlich wünſchenswerth, heut noch zu ei⸗ 
nem Reſultate zu kommen. Das wird wohl möglich ſein, wenn die hohe Ver⸗ 
ſammlung auf den namentlichen Aufruf verzichten wollte, denn dann können 
wir in ſehr kurzer Zeit ſelbſt noch einige Abſtimmungen vornehmen. Ich bin 
darauf aufmerkſam gemacht worden, daß das Amendement, welches vorhin 
von dem Herrn Abg. Hanſemann eingebracht wurde, zwar nicht ganz mit 
denſelben Worten, aber doch dem Sinne nach geſtern ſchon von dem Herrn 
Abg. v. Puttkammer geſtellt worden if. Ich werde es jetzt zur Abſtimmung 
bringen, und zwar in folgender Faſſung: „Soll Se. Maf. der König aller- 
unterthänigſt gebeten werden mit Bezug auf die frühere Geſetzgebung und aus 
Nützlichkeits⸗ und inneren Nothwendigkeits⸗Gründen die Einberufung des Ver⸗ 
einigten Landtages alle 2 Jahre auszuſprechen.“ Wird der namentliche Auf⸗ 
ruf nicht verlangt? (Viele Stimmen: Nein!) ſo bitte ich diejenigen, welche 


Da über die erſten beiden Fragen durch Namens auf- 
ſo ſcheint es mir in der Ordnung zu ſein, und ich er⸗ 
daß jetzt wieder durch Namensaufruf ab⸗ 


dieſem Antrage beitreten wollen, aufzuſtehen. (Eine entſchiedene Mehrheit er⸗ 
hebt ſich.) Er ift angenommen. Da morgen das Frohnleichnams-Feſt ein⸗ 
tritt, welches für die katholiſche Kirche ein hoher Feſttag iſt, ſo wird morgen 
die Sitzung auszuſetzen ſein. Uebermorgen werden wir in der abgebrochenen 
Berathung fortfahren; ſollte ſie die ganze Sitzung nicht ausfüllen, folgt noch 
das Gutachten über die Nichteinberufung des ritterſchaftlichen Abg. v. Koczo⸗ 
rowski. Ich bitte die hohe Verſammlung, ſich übermorgen 10 Uhr wieder zu 
vereinigen. (Schluß der Sitzung 44 Uhr.) 


Sitzung der Herren⸗Kurie am 1. Juni. 

Die Sitzung beginnt um 101 Uhr unter Vorſitz des Fürſten zu Solms. 
Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen und genehmigt. 

Marſchall: Ich habe der hohen Verſammlung folgende Allerhöchſte 
Botſchaft mitzutheilen. (Lieſt vor.) 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preus 
ben ꝛc. 2c. entbieten Unſeren zum Erſten Vereinigten Landtage verſammelten 
getreuen Ständen Unferen gnädigen Gruß. Da die durch Unſer Propoſttions⸗ 
Dekret vom 11. April d. J. für den Erſten Vereinigten Landtag beſtimmte 
Friſt von acht Wochen ſich ihrem Ende nähert, gleichwohl aber von Unſeren 
Propoſitionen noch mehrere unerledigt ſind, ſo wollen Wir für die Verhand⸗ 
lungen des Erſten Vereinigten Landtages hierdurch eine Nachfriſt von vierzehn 
Tagen, bis zum 19. Juni d J., gewähren. Uebrigens bleiben Wir Unſe⸗ 
ren getreuen Ständen in Gnaden gewogen. 

Gegeben Sansſouci, den 31. Mai 1847. ; 

(gez.) Friedrich Wilhelm. 
= . von Bodelſchwingh.“ 
Wir kommen nun zur Verleſung des Beſchluſſes der Verſammlung wegen 
Aufhebung der Lieferungs-Kontrakte für Spiritus. Herr v. Senfft-Pilſach 
wird denſelben verleſen. : 

Senfft v. Pilſach: Ich muß der Verleſung diefer Petition die Ve⸗ 
merkung vorausſchicken, daß der Herr Juſtiz-Miniſter mich nachträglich auf 
einen Moment aufmerkſam gemacht hat, der, wie ich glaube, einen kleinen 
Zuſatz nöthig macht. Es iſt mir nämlich geſagt worden, daß die zu erbittende 
Allerhöchſte Veſtimmung doch immer nur denjenigen Verträgen zu Gute kom⸗ 
men könnte, die vor Publikation der Allerhöchſten Ordre vom 1. Mai d. J. 
abgeſchloſſen ſind. Es iſt dies ganz einleuchtend, und ich hoffe, daß die hohe 
Kurie dies genehmigen wird. (Viele Stimmen: Ja wohl.) 

„Allerunterthänigſte Bitte der Herkren-Kurie des erſten Vereinigten Land» 
tages, betr. eine Allerhöchſte Beſtimmung über die zwiſchen Brennerei-Beſtz⸗ 
zern und dritten Perfonen über Spiritus- Lieferungen geſchloſſenen Verträge, 
deren Erfüllung in Folge der Allerhöchſten Ordre vom 1. Mai 1847 unmög⸗ 
lich geworden iſt. Veranlaßt durch eine Petition des Freiherrn v. Maſſen⸗ 
bach, hat die Herren-Kurie mit geſetzlicher Stimmenmehrheit beſchloſſen, Se. 
Maj. den König um den Erlaß einer Allerhöchſten Beſtimmung allerunter⸗ 
thänigſt zu bitten: daß für den Zeitraum von Publikation der Allerhöchſten 
Ordre vom 1. d. M. bis zum 1. September d J. in Beziehung auf Vers 
träge, durch welche Brennerei⸗Veſitzer vor Publikation der Allerhöchſten Ordre 
ſich zum Verkauf oder zur Lieferung von Spiritus an dritte Perſonen ver⸗ 
pflichtet haben, die geſetzliche Vermuthung gelten ſoll, daß dieſe Verträge nur 
von dem in der Brennerei des betreffenden Beſitzers fabrizirten oder zu fabri⸗ 
zirenden Spiritus handeln. ; 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, fo iſt der verleſene Be— 
ſchluß genehmigt. Wir kommen jetzt zur Fortſetzung der geſtern unterbroche⸗ 
nen Berathung. ; A 

Fürſt v. Lichnowsky: Die Abtheilung hat einſtimmig angenommen den 


Antrag: (Verlieſt aus dem Gutachten): Der Antrag: die Beſtimmung des 


Reglements in Wegfall bringen zu laſſen, daß aus den Berichten über die 
Landtags⸗Verhandlungen etwa vorkommende verletzende Aeußerungen entfernt 
werden ſollen. V 

Marſchall: Es fragt ſich, ob eine Bemerkung über den Gegenftand zu 
machen iſt. Da dies nicht geſchieht, ſo iſt der Antrag der Abth. angenommen. 

Fürſt v. Lichnowsky (lieſt): Bei der Berathung der Abth. ergab ſich, 
daß den Worten in der fünften Zeile des S. 24: nach Befinden zu berichti⸗ 
gen, der unzweifelhaft nicht beabſichtigte irrthümliche Sinn beigelegt werden 
könnte, als fei damit der discretionairen Gewalt der Secretaire überlaſſen, 
nach Belieben zu berichtigen. Es iſt indeſſen ein beſonderer Antrag auf eine 
dieſe Mißdeutung ausſchließende anderweite Faſſung nicht geſtellt worden, da 
der anweſende Regierungs⸗Kommiſſarius die Verſicherung ertheilt hat, daß 
bei einer anderen Redaction des Reglements eine das berührte Bedenken bez 
ſeitigende Faſſung werde gewählt werden. ; 

Marſchall: Der Antrag der Abtheilung ift angenommen. 

Fürſt v. Lichnowsky (lieſt vor): Dem Petitions-Antrage, ad 8. 25 
des Reglements die Veſtimmung hinzufügen zu laſſen: Daß die Kurie der 
drei Stände fofo:t nach ihrem Zuſammentreten und vor Beginn aller andes 
ren Geſchäfte ſich mit denjenigen Wahlen ihrer Mitglieder, bei welchen Un⸗ 
richtigkeiten oder Ungebührniſſe vermuthet werden, zu beſchäftigen, ſolche zu 
unterſuchen, ihre desfallſigen Erklärungen abzugeben und auf Abhülfe nach 
Befinden anzutragen habe, hat die Abe. ſich einſtimmig angeſchloſſen. 

Marſchall: Der Antrag der Abth. ift angenommen. 

Referent (lief vor): Ad §. 26a des Reglements. Die Abth. hat mit 9 Stim⸗ 
men gegen 3 beſchloſſen, dem Petitions⸗Antrage der anderen Kurie beizutreten: 
Allergnaͤdigſt es der Verſammlung zu überlaſſen, auch nach Ablauf der Prä⸗ 
elufipegeift ausnahmsweiſe Petitionen anzunehmen. Ich werde auch die Ehre 
haben, den betreffenden Paſſus aus dem Gutachten der vierten Abtheil. der 
Kurie der drei Stände vorzuleſen: „Es möge jeder Kurie geſtattet werden, 
durch Beſchluß ihrer Majorität auch nach Verlauf der 14tägigen Präkluſtv⸗ 
friſt die Einbringung von Vitten und Veſchwerden ausnahmsweiſe zuzulaſ⸗ 
ſen.“ Die Abth. ſtimmte einmüthig der Anſicht bei, es ſei wünſchenswerth, 
bei der Präkluſtpfriſt, für einzelne zur Ausnahme geeignete Fälle, einen Aus⸗ 
weg offen zu halten, und glaubte ihn in dem Vorſchlage zu finden, daß in 
des Marſchalls Ermeſſen geſtellt werde, einen ſolchen Fall zur Abſtimmung 
der Verſammlung zu bringen. Dem Antrage des Petenten in ſeinem ur⸗ 
ſprünglichen Umfange konnte die Abth. nicht beipflichten, weil dies zu einer 
vorläufigen, jedenfalls zeitraubenden Debatte ſämmtlicher ſpäter eingehender 
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Petitionen führen würde. Ueber dieſen Punkt des 26 a. iſt in der Petition 
geſagt worden: 14) ad S. 26 a. zuvörderſt Allergnädigſt es der Verſamm⸗ 
Jung überlaſſen zu wollen, auch nach Ablauf der Präkluſtvfriſt ausnahms⸗ 
weile, Petitionen anzunehmen. Die Nothwendigkeit einer Präklufivfrift wird 
keinesweges verkannt, da es dringend für den Geſchäftsgang erſcheint, den 
ganzen Umfang der vorliegenden Arbeiten überſehen zu können. Es laſſen 
ſich indeß wohl Fälle denken, welche, durch momentane Ereigniſſe hervorge⸗ 
ruſen, die ſpätere Zulaſſung darauf bezüglicher Petitionen begründen, und 
erlaubt ſich die Kurie hier nur beiſpielsweiſe auf den jetzigen Nothſtand hin⸗ 
zudeuten. Eine desfallſige Entſcheidung über die Zuläſſigkeit, dem individuel⸗ 
len Ermeſſen des Marſchalls, wie von einer Seite vorgeſchlagen, zu überlaſ⸗ 
ſen, erſcheint für ſeine Stellung nicht wünſchenswerth und angemeſſener, wenn 
die Entſcheidung über eine Ausnahme-Maßregel von der Majorität in der 

Verſammlung ausgcht. S Hug 5 
Prinz v. Preußen Königl. Hoheit: Ich bin principaliter der Mei⸗ 
nung, daß dem Marſchall die Entſcheidung verbleibe; ſollte aber die hohe 
Kurie der Anſicht der Abth. beitreten, dann würde ich in dem gemachten Vor⸗ 
ſchlage die Worte wünſchen: in einzelnen beſonders wichtigen oder durch den 
Augenblick gebotenen Fällen. 

Referent: Ich werde den Zuſatz, den wir von dem durchlauchtigſten 
erſten Mitgliede dieſer Kurie vernommen haben, in dem Kontext unſeres An⸗ 
trages einſchalten und mit demſelben vortragen. Ich erlaube mir dabei zu 
bemerken, daß dadurch nichts aus unſerem Antrage wegzufallen braucht, ſon⸗ 
dern daß nur der Zuſatz des genannten hohen Mitgliedes hineinkommt. (Lieſt 
vor): Allergnädigſt es der Verſammlung zu überlaſſen, auch nach Ablauf der 
Präkluſivftriſt ausnahmsweiſe, in beſonders wichtigen oder durch den Augen⸗ 
blick gebotenen Fällen, Petitionen anzunehmen. Ich kann nicht umhin, zu 
erklären, daß ich als Referent mich dieſer Faſſung vollkommen anſchließe. 

Graf zu Lynar: Wollen Ew. Durchlaucht nicht fragen, ob der Antrag 
Unterſtützung findet? (Auf die Anfrage des Marſchalls wird der Antrag 
hinreichend unterſtützt.) 

Marſchall: Diejenigen, welche dieſen Antrag der Abth. annehmen, 
würden dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. 
der Majorität.) Wir kommen zu dem nächſten Antrag der Abth. 

Referent (lieſt vor): Dagegen hat die Abth. einſtimmig ihren Veitritt 
zu dem Antrage erklärt: Den Abdruck derjenigen Petitionen, bei denen es die 
Abth., welchen ſolche zur Vorberathung überwieſen ſind, für nöthig halten, 
auf Koſten des Landtags befehlen zu' wollen. 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung dagegen erfolgt, fo iſt der Antrag 
angenommen. (Pauſe) Er iſt angenommen. : ; 

Referent lieſt ad §. 26 3. des Gutachtens vor: Dem Antrage der 

Kurie der drei Stände: Die Beurtheilung, ob ein Antrag zur Kompetenz des 
Landtags gehöre oder nicht, als dem Landtage, aber nicht feinem Marſchall 
für. zuſtehend zu erklären, hat die Abth, nach ihrem mit 6 Stimmen gegen 
2 gefaßten Beſchluſſe, nur mit der Maßgabe ſich anſchließen zu müſſen ge⸗ 
glaubt, daB, der Antrag dahin zu richten ſei: Die Beurtheilung, ob ein Ans 
trag zur Kompetenz des Landtags gehöre oder nicht, mit Ausnahme der Fälle 
der §§. 20 und 21 der Verordnung vom 3. Februar d. J., nicht dem Mar⸗ 
ſchall, ſondern dem Landtage für zuſtehend zu erklären; jedoch mit der Maß⸗ 
gabe, daß Anträge, die im geſetzlichen Wege eingebracht ſind, vom Marſchall 
an die betreffende Abth. verwieſen werden, die Abth. aber befugt ſein ſoll, 
wenn ‚fie, die Kompetenz des Landtages nicht begründet findet, dieſelben defi⸗ 
nitiv zurückzuweiſen. Ich erlaube mir ferner den Antrag der Kurie der drei 
Stände vorzuleſen. (Dies geſchieht.) 16) Die Beurtheilung, ob ein Antrag 
zur Kompetenz des Landtags gehöre oder nicht, als dem Landtage, aber nicht 
ſeinem Marſchalle für zuſtehend zu erklären. Die bezügliche Beſtimmung des 
§. 26 a. erſcheint hierbei nicht ausreichend. Nach den SS. 20 und 21 der 
Allerhöchſten Verordnung vom 3. Februar c. haben die Marſchälle im vor⸗ 
liegenden Falle nur darüber zu wachen, daß Petitionen allein von Mitgliedern 
der Stände⸗Verſammlung angebracht und, einmal zurückgewieſen, in der näm⸗ 
lichen Verſammlung nicht erneuert werden. Es handelt ſich hier mithin um 
die Form, unter welcher es geſtattet werden ſoll, Bitten und Veſchwerden zur 
Kenntniß der Verſammlung zu bringen. Eine Entſcheidung der Kompetenz⸗ 
frage dagegen dem Marſchalle allein überlaſſen, könnte in einzelnen Fällen 
das vor Allem ungetrübt zu erhaltende Vertrauen der Verſammlung zu ihrem 
Marſchalle gefährden, was unter jeden Umſtänden zu vermeiden ſein möchte. 
Auch iſt der Marſchall, namentlich bei Eingang der Petitionen, mit Arbeiten 
überhäuft, weshalb von den Abth. eine gründlichere Prüfung ihrer Tendenz 
vorausgeſetzt, nächſtdem in ihr wohl eine von des Marſchalls Anſicht verſchie— 
dene als möglich gedacht werden kann. Die ſtändiſche Verſammlung erſcheint 
als eine kollegialiſche, und liegt es im Weſen einer ſolchen, daß an fie qez 
richtete Anträge zu ihrer Kennkniß gebracht werden müſſen, von dem Einzel⸗ 
nen aber nicht zurückgewieſen werden können. Ferner die SS: 20 und 21 des 
Patents vom 3. Februar c, (Dies geſchieht.) F. 20. Bitten und Beſchwer⸗ 
den dürfen bei dem Vereinigten Landtage von Anderen als von Mitgliedern 
deſſelben weder angebracht noch zugelaſſen werden. F. 21. Bitten und Be⸗ 
ſchwerden, welche von Uns einmal zurückgtwieſen worden find, dürfen nicht 
von der nämlichen Verſammlung und ſpäterhin auch nur dann erneuert wer⸗ 
den, wenn dazu neue Gründe ſich ergeben. 
Graf v. Westfalen: Ich habe hier nur erklären wollen, daß ſich die 
Anſichten vereinigen laſſen, wenn in dem Antrage der Abth. hinter den Wor⸗ 
ten: „ob ein Antrag,“ eingeſchaltet wird: „in materieller Beziehung.“ Ich 
glaube, daß in formeller Beziehung die Entſcheidung beſſer in den Händen 
des Marſchalls liegen würde, als in materieller Beziehung. Ich ſtelle es ans 
heim, ob auf dieſen Vorſchlag eingegangen wird oder nicht, und es ſcheint 
mir, daß die Minorität der Abh., wenn ich recht verſtanden habe, ſich dahin 
ausſprach, es würde zu weit führen, wenn in formeller Hinſicht dieſe Beur⸗ 
theilung auch zur Kompetenz des Landtages gehören ſollte. 

v. Qu aſt: Der Antrag der Kurie der drei Stände lautet folgender⸗ 
maßen: Die Beurtheilung, ab ein Antrag zur Kompetenz des Landtags ge⸗ 
böre oder nicht, als dem Landtage, aber nicht feinem Marſchall für zuſtehend 
zu erklären, Wenn die Beftimmung ad 26 a. alſo nicht als ausreichend er⸗ 
ſchien, fo mußte das Fundament dazu doch vorhanden fein, um deſſen Abän⸗ 
derung die Kurie eben bittet. Demgemäß hat denn der Marſchall in dieſer 
Sache nicht nur zu entſcheiden, fondern in einzelnen Fällen auch wirklich ente 


(Geſchieht mit überwiegen⸗ 


nicht durch den Marſchall und den Landtag, ſondern durch 


ſchieden, und iſt ihm dieſeß Recht durch des Königs Majeſtät demnächſt noch 
ausdrücklich beſtätigt worden. 

Graf v. Arnim: Wenn der Redner anführt, daß die Kurie der drei 
Stände den Š. 26 a. nicht ausreichend befunden hat, fo mag dies wohl ſein, 
aber es fragt ſich nur, ob, wie von dem Redner behauptet ift, der §. 29 ir⸗ 
gendwie gelten kann für die Frage, wer über die Kompetenz zu entſcheiden 
habe, und ich erkenne in der Entgegnung, die wir hier vernommen haben, 
kein neues Motiv, ſondern es iſt nur angeführt worden, es müſſe auf irgend 


einem punkt die Anführung des Š. 26 a. beruhen; fie beruht darauf, daß 
dort von Einbringung von Petitionen die Rede iſt. Aber ich wiederhole, daß 


in dem Reglement keine Stelle bezeichnet werden kann, die davon handelt, 
in welchem Umfange die Petitionen vnr den Landtag gehören, und in wel⸗ 
chem nicht, daß alſo die Entſcheidung von Zweifeln, deren der §. 29 des Re⸗ 
glements erwähnt, nicht die Entſcheidung von Zweifeln über die Kompetenz 
des Landtages in ſich ſchlietzt oder berührt. ' a i 
von Quaſt: Der F. 26. a. lautet; (lieſt vor.) Iſt, hierüber ein 
Zweifell, ſo muß der $. 29 entſcheiden; demgemäß die Auslegung ſo lange 
von e gemacht wird, bis die Allerhöchſte Entſcheidung einge⸗ 
angen iſt. i 
8 Glaf v. Arnim: Ich halte es nicht für nothwendig, über dieſen Gegen⸗ 
ſtand die Diskuſſion zu verlängern. 

Referent Fürſt v. Lichnowsky: Ich muß mich dieſen Worten anſchlie⸗ 
ßen und gehe auf das zurück, was wir von dem verehrten Mitgliede aus 
Weſtphalen gehört haben. Ich kann dem nur beiſtimmen, da es die Anſicht 
feſtſtellt, daß nichts im Š 20. ift, woraus entnommen werden könnte, daß 
die Beurtheilung der Kompetenz vor das Forum des Marſchalls gehört. Ich 
ſchließe mich dieſer Anſicht um fo lieber an, als ſie zu einer Löſung führt, 
die allen Wünſchen der zweiten Kurie entſpricht, und ich ſie mit dem Geſetze 
im Einklange finde. Nachdem aber die vorliegende Petition uns wenigſtens 
die Ucberzeugung beigebracht hat, daß dieſe Auslegung des Š. 26. nicht auf 
eine ſo richtige Weiſe von allen Mitgliedern verſtanden wird, wie von dem 
ehrenwerthen Mitgliede aus Weſtphalen, fo glaube ich, würde es zu unſerer 
Beruhigung dienen, wenn wir darauf zurückkämen und unſeren Antrag ganz 
nach dem Wortlaute der Petition der Kurie der drei Stände ſtellten. 

Senfft v. Pilſach: Ich muß mich ganz entſchieden gegen den Vor⸗ 
ſchlag der Abtheilung erklären und wünſche, daß die Entſcheidung dem Mars 
ſchall überlaſſen bleibe, wie er ſie bis jetzt gehabt hat. 

Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen: Es fragt ſich, ob nicht 
in der Antwort Sr. Majeftät an den Landtags⸗Marſchall von Rochow die 
Entſcheidung über dieſe Frage zu finden iſt. Se. Majeſtät haben Sich darin 
beſtimmt dahin ausgeſprochen, daß der Landtags⸗Marſchall damals vollkom- 
men richtig verfahren habe, und alſo haben wir den Allerhöchſten Ausſpruch 
darüber, daß das Verfahren des Landtags-Marſchalls in dieſer Beziehung 
das richtige geweſen ſei. Wir haben alſo nicht nur das Geſetz, ſondern auch 
in einem beftummten Falle den beſtimmten Ausſpruch Sr. Majeſtät des Kö⸗ 
nigs vor uns, daß die Kompetenz dem Landtags⸗Marſchall zuſtehe: „Ich er⸗ 
öffne Ihnen auf die Anzeige vom sten d. M., daß Ich Ihr Verfahren in 
Beziehung auf die anliegend zurüderfolgende Petition mehrerer Deputirten 
des Großherzogthums Poſen, die Aufrechthaltung der Polniſchen Nationalität 
und Sprache betreffend, vom 29ſten v. M. nur vollkommen billigen kann.“ 
Alſo hat Se Majeſtät der König in einem beſtimmten Falle ſchon ausgeſpro⸗ 
chen, daß der Marſchall die kompetente Behörde darin fe. 

Eine Stimme: Die Fortſetzung dieſer Allerhöchſten Declaration wird 
den Sinn derſelben noch deutlicher zeigen. 

Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen: „Denn da nach 8. 13. 
der Verordnung vom 3. Februar d. J. über die Bildung des Vereinigten 
Landtages Bitten und Beſchwerden, welche allein das Intereſſe der einzel⸗ 
nen Provinzen betreffen, den Provinzial-Landtagen verbleiben follen, fo dürfte 
der bezeichnete Antrag, welcher ausdrücklich dahin gerichtet iſt, die den Polen 
im Großherzogthum Poſen zugeſicherte Nationalität ſchützen und pflegen 
zu laſſen, indem derſelbe lediglich die Intereſſen Einer Provinz als ſeinen 
Gegenſtand bezeichnet, nicht zur Berathung der Kurie der drei Stände gelan⸗ 
gen, und ſind Sie als deren Marſchall eben ſo befugt als verpflichtet, alle 
Verhandlungen von derſelben fern zu halten, welche ihr nicht durch das Ge⸗ 
ſetz oder Reglement zugewieſen find.“ Ich habe dies nur angeführt, weil es 
ein beſtimmter Ausſpruch Sr. Majeſtät in einem vorliegenden Falle iſt, und 
du Se. Majestät der König ſich fo beſtimmt dahin ausgeſprochen haben, daß 
dem Marſchalle die Kompetenz zuſtehe, ſo kann ich mich nicht dazu entſchlie⸗ 
fen, für einen diesfallfigen Antrag an den König zu ſtimmen. 

Referent Fürſt v. Lichnowsky: Ich überlaſſe es der hohen Kurie, ob 
nicht die Frage fo geſtellt werden ſollte: daß die Beurtheilung, ob ein Antrag 
zur Kompetenz des Landtages gehöre oder nicht, als, nach dem Wortlaut 
des F. 20a., dem Landtage, aber nicht als dem Marſchall zuſtehend, zu er⸗ 
klären ſei. Ich bin nut dieler Faſſung vollkommen einverſtanden und ſehe 
auch nicht ab, was ſich eigentlich dagegen einwenden ließe Der Antrag iſt 
überſchrieben: ad Š. 26a, ſtellen wir dieſen Antrag u. f. w. Nun nehme ich 
den Kopf weg, ſetze ihn in die Mitte des Satzes herein und ſage: Die Bes 
urthellung, ob ein Antrag zur Kompetenz des Landtags gehöre oder nicht 
(mit Ausnahme der Fälle der SS. 20. und 21. der Verordnung vom 3. Fe⸗ 
braur d. J.), nicht dem Marſchall, ſondern dem Landtage für zuſtehend zu 
erklären. Wenn eine Annäherung der Ideen bezweckt wird, ſo kann man 
allerdings etwas, das als zweckdienlich oder nützlich erachtet wird, einſchalten 
oder auch ein Wort weglaſſen; nur muß es nichts Weſentliches ſein. 

Graf v Arnim: Ich wollte mir eine Einſchaltung an einer anderen 
Stelle vorzuſchlagen erlauben: „Die Beurtheilung, ob ein Antrag nach 
$. 26a. vor den Landtag gehöre“ u. ſ. w, weil dadurch die Anträge gena 
begrenzt werden. 120 

Marſchall: Es tritt alſo an die Stelle des Antrags der Abtheilung, 
wie vorauszuſetzen iſt, mit Einverſtändniß derſelben ein anderer Vorſchlag, 
der jetzt noch einmal zu verleſen und ſpäter zur Abſtimmung zu bringen iſt. 

Graf v. Igenplit: Mit dem Einverſtändniß der Abtheilung nicht! 
Ich glaube, daß der Antrag der Abtheilung, der dahin geht, daß die Sache 
: ! und a die betreffende 
Abtheilung erledigt wird, ſehr viel für ſich hat, und ich möchte ihm das 


885 


Recht vindiziren, zur Diskuſſton gebracht zu werden; wenn er durchfällt, fo 
bat doch Jeder das Seine gethan. 

Referent: Der Antrag der Abtheilung lautet: Die Beurtheilung, ob 
ein Antrag zur Kompetenz des Landtags gehöre oder nicht, mit Ausnahme 
der Fälle der SS. 20. und 21. der Verordnung vom 3. Februar d. J., nicht 
dem Marſchall, ſondern dem Landtage für zuſtehend zu erklären; jedoch mit 
der Maßgabe, daß Anträge, die im geſetzlichen Wege eingebracht ſind, vom 
Marſchall an die betreffende Abtheilung verwieſen werden; die Abtheilung 
aber befugt fein ſoll, wenn fie die Kompetenz des Landtages nicht begründet 
findet, dieſelben definitiv zurückzuweiſen. 

Graf v. Arnim: Dürfte nicht der zweite Antrag auch gleich verle⸗ 
ſen werden? 

Referent Fürſt v. Lichnowsky: Ich werde die Ehre haben. „Die 
Beurtheilung, ob ein Antrag zur Kompetenz des Landtags gehöre oder nicht, 
mit Ausnahme der Fälle der SS. 20, und 21. der Verordnung vom 3. Fe⸗ 
bruar ., „nicht dem Marſchall, ſondern dem Landtage für zuſtehend zu 
erklären.“ I 

Marſchall: Es iſt alſo nun zur Abſtimmung überzugehen. Dieſe 
wird gerichtet zuerſt auf den urſprünglichen Antrag der Abtheilung, und die⸗ 
jenigen, welche dieſem Antrage beiſtimmen, würden das durch Auſſtehen zu 
erkennen geben. Es haben ſich nur 18 Stimmen erhoben, alſo iſt keine 
Majorität vorhanden. Wir kommen nun zum zweiten Antrage. 

Referent Fürſt v. Lichnowsky: Dieſer Antrag lautet: „Die Beur⸗ 
theilung, ob ein Antrag zur Kompetenz des Landtags gehöre oder nicht, mit 
Ausnahme der Fälle der SS. 20. und 21. der Verordnung vom 3. Februar 
d. J., nicht dem Marſchall, ſondern dem Landtage für zuſtehend zu erklären.“ 

Marſchall: So ſcheint mir die Frage ganz klar und auch hinreichend 
verſtanden zu ſein. Sie kommt alſo zur Abſtimmung in der Weiſe, daß die⸗ 
jenigen, die dieſem Vorſchlage beitreten, das durch Aufſtehen zu erkennen 
geben. (Der Vorſchlag iſt nicht angenommen) ; N 

Graf v. Arnim: Ich bitte, das Stimmen- Verhältniß beſtimmt aus⸗ 

rechen. 

nu Marte all. Der Antrag iſt zwar mit Majorität, aber nicht mit der 
erforderlichen Majorität von zwei Drittheilen angenommen worden, indem 
die Frage 30 Mitglieder bejaht und 28 verneint haben; die Verſammlung 
beſteht heute aus 58 Mitgliedern. : 

Graf zu Dohna-Laud: Ich glaube eine Bemerkung nicht zurückhal⸗ 
ten zu dürfen. In der vorangegangenen Debatte iſt nämlich von einem Red⸗ 
ner, den ich zufällig jetzt nicht anweſend erblicke, auf Vorgänge in der an⸗ 
deren Kurie, namentlich auf die Erklärung der 138, Bezug genommen und, 
wenn ich nicht irre, ein mißliebiges Urtheil hierüber ausgeſprochen worden. 
Ich glaube, daß dergleichen Bezugnahmen einer Kurie auf die Vorgänge der 
anderen leicht bedauerliche Konflikte zur Folge haben können. Ich wollte da⸗ 
her den Wunſch, ja die Bitte ausſprechen, die hohe Kurie möge als Grund— 
ſatz feſthalten, in iyren Verhandlungen niemals auf Vorgänge der anderen 
Kurie Bezug nehmen zu wollen. Ich glaube, wir ſind es der Würde, Toz 
wohl unſerer als der anderen Kurie, ſchuldig, eine ſolche gegenſeitige Haltung 
zu beobachten. ! 

Frhr. v. Maffenbadh" Dem ſchließe ich mich an. (Mehrere andere 
Mitglieder ſchließen ſich dem gleichfalls an.) Das Mitglied, welches ſich 
mißliebig geäußert haben ſoll, iſt augenblicklich nicht hier und kann ſich nicht 
vertheidigen. Ich erlaube mir daher die Vemerkung, daß ich ein mißliebiges 

Urtheil über das Verfahren der anderen Kurie nicht gehört habe, ſondern 
nur eine hiſtoriſche Bemerkung. 

Graf v. Arnim: Ich enthalte mich jedes Urtheils über die Aeußerung, 
die heute vorgekommen ift, da ich ihr nicht fo genaue Aufmerkſamkeit gewid⸗ 
met habe, um darüber urtheilen zu können. Ich glaube aber das Zeugnif 
der hohen Verſammlung dahin in Anſpruch nehmen zu können, daß übrigens 
bisher keine Neußerungen in dieſer Kurie vorgekommen ſind, welche die Ver⸗ 
handlungen der anderen Kurie ungünſtig beurtheilt hätten, und ich frage: ob 
ich hierin mich irre? (Viele Stimmen: Nein! Nein!) 

Graf zu Dohna Lauck: Wie ich glaube gehört zu haben, ift von 
dem früher erwähnten Herrn Redner die mehrerwähnte Erklärung in der Ku⸗ 
rie der drei Stände als ein geſetzwidriges Verfahren bezeichnet worden, wel⸗ 
ches mich zu dem Geſagten veranlaßte. Doch abgeſehen hiervon, ſo glaube 
ich, wir würden beſſer thun, wenn wir niemals auf Vorgänge der anderen 
Kurie, ſei es tadelnd oder nicht, zurückgehen. 

Graf v. Arnim: Ich glaube, daß tin Zurückgehen einer Kurie auf die 
Verhandlungen der anderen, ſobald fie offizieller Art find, nicht zu vermei⸗ 
den ſein wird, weder in der Drei⸗Stände⸗Kurie, noch in dieſer Kurie. Denn 
jede Kurie bekommt Anträge, welche ſich gründen auf die Verhandlungen der 
anderen Kurie; inſofern wird ein Zurückgehen auf die betreffenden Verhand- 
lungen zuweilen unvermeidlich fein. Aber ungünſtige Urtheile oder Kritik über 
die dortigen Verhandlungen find ſtels ausgeſchloſſen geblieben, und ich glaube, 
daß in dieſer Hinſicht hier ſtets im Vewußtſein der Würde, nicht nur diefer 
Kurie, ſondern des Vereinigten Landtags verfahren worden iſt. 

(Einige Stimmen: Ich ſtimme dem bei.) 

Marſchall: Wir können nach dieſer Erörterung zum nächſten Gegen⸗ 
Rande übergehen’ A š 

ent Fürſt v. Lichnowsky: (Fährt im Vortrage aus dem Gut⸗ 
achten fort): Ad §. 26 e des Reglements. Die Kurie der drei Stände bit- 
tet: eine Beſtimmung zu erlaſſen, nach welcher „wenn ſich eine weſentliche 
Meinungsverſchiedenheit herausgeſtellt hat und beide Kurien es wünſchen, die 
betreffenden Abtheilungen zur Vorbereitung einer Einigung beider Kurien zu⸗ 
ſammentreten dürfen. Für die Annahme des Petitions-Antrages der anderen 
Kurie haben ſich ſämmtliche Mitglieder der Abtheilung ausgeſprochen. Im 
Bericht heißt es weiter: Ad §. 26f. des Reglements. So wenig die Abthei⸗ 
lung verkennt, daß es in manchen Fällen unleugbar im Intereſſe der Regie⸗ 
rung liege, die Allerhöchſten Propoſitionen gleichzeitig an beide Kurien zu 
bringen und von jeder derſelben ein vollkommen ſelbſiſtändiges Gutachten zu 
erhalten, fo hat ſich ihr doch andererſeits die Ueberzeugung aufgedrängt, daß 
es in vielen Fällen eine bedeutende Zeit⸗ und Arbeits⸗Erſparniß herbeiführen 
werde, wenn die Propoſitionen zum Theil zuerſt der einen, zum Theil zuerft 
der anderen Kurie vorgelegt würden, und daß ferner, wenn Letzteres geſchieht, 
es zweckmäßig ſein würde, das Gutachten der Kurie, welcher die Propoſition 


zuerſt vorgelegt iſt, der anderen zur Benutzung mitzutheilen und inſoweit eine 
Ausnahme von der Beſtimmung des F. 26 litt. f eintreten zu laſſfen. Die 
Abtheilung hat ſich deshalb bewogen gefunden, einſtimmig zu beantragen: Se. 
Majeſtät den König zu bitten, in der Regel die erſte Alternative des Š. 26. 
ad htt. f. des Reglements eintreten zu laſſen und in dieſem Falle das Gut⸗ 
achten der Kurie, welche die Allerhöchſte Propoſition zuerft berathen hat, 
durch den Landtags⸗Kommiſſarius der anderen Kurie zur Benutzung mitthei⸗ 
len zu laſſen. " : 

Fürſt Wilhelm Radziwill: Ich kann mich mit dem Antrage der 
Abtheilung über dieſen Zuſatz nicht einverſtanden erklären. Mir ſcheint es 
gerade in dem Charakter der Meinungen, die von beiden Kurien des Verei⸗ 
nigten Landtages gefordert werden über ſolche Punkte, die keiner Entſchei⸗ 
dung, ſondern nur eines Beirathes bedürfen, ſehr zweckmäßig, daß dieſer 
Beirath von einer Seite könne gegeben werden, weil dann die Anſichten über 
Geſetz⸗Entwürfe von verſchiedenen Geſichtspunkten der Krone zugehen. Eine 
ſolche Beleuchtung des Gegenſtandes aus verſchiedenen Geſichtspunkten kann 
den Beirath, der von uns gefordert wird, nur vollſtändiger machen. Daher 
halte ich es für zweckmäßiger, daß unfere Anſichten ſich ſelbſiſtändig ausſpre⸗ 
chen, und ich erkläre mich deshalb gegen den Antrag. 

Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen: Ich bin der Anſicht, 
daß dieſer Punkt unveräudert beibehalten werden möchte. Wenn die Kurien 
getrennt berathen, müſſen fie ſelbſtſtändig ihr Urtheil fällen. Ich glaube, 
daß durch das Verfahren, daß immer die Gegenſtände zuvörderſt einer Ku⸗ 
rie vorgelegt und mit deren Gutachten der anderen übergeben werden, die 
Selbſtſtändigke der Kurien beeinträchtigt werde. 

Marſchall: Wenn weiter keine Bemerkungen erfolgen, fo kommen wir 
zur Abſtimmung, die in dieſem Falle, da eine Diskuſſion vorangegangen if, 
in förmlicher Weiſe vorgenommen werden muß. Die Frage iſt gerichtet auf 
den Antrag der Abtheilung, und diejenigen, welche dieſem Antrage beiſtimmen, 
würden dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. (Dies geſchieht, da jedoch 
nicht erſichtlich iſt, daß eine Majorität von zwei Dritteln der Stimmen ſich 
dafür ausgeſprochen hat, ſo erſucht der Marſchall den Secretair, die Stimmen 
zu zählen. Es iſt genau ermittelt worden, daß 56 Mitglieder anweſend ſind, 
und die Herren Secretaire haben feſtgeſtellt, daß 37 für den Antrag geſtimmt 
haben, und daß 37 die geſetzliche Zahl der zwei Drittel ausmachen, ſo daß 
alſo der Antrag der Abtheilung angenommen wäre. 

Referent (lieſt vor): Ad §. 28 des Reglements. „Dem Peti⸗ 
tions⸗Antrage der Kurie der drei Stände, zur Wahl der Kandidaten für die 
bei der Hauptverwaltung der Staatsſchulden erledigten Stellen die abſolute 
Stimmenmehrheit für erforderlich erachten zu wollen, iſt die Abtheilung ein⸗ 
ſtimmig beigetreten.“ ; 

Graf zu Lynar: Der Vorſchlag, wie er von der Abtheilung gefaßt if, 


beſeitigt nicht die Zweifel, wie und unter welcher Form gewählt werden foll. 


Ich erlaube mir, zurückzugehen auf das, was ich ſchon geſtern geltend ge= 
macht habe, daß es zweifelhaft iſt, ob das Geſetz vom Jahre 1812 auf Wahlen 
bei dem Vereinigten Landtage Anwendung findet oder nicht. Ich glaube, 
daß Alles, was von der Abtheilung und von der anderen Kurie gewünſcht 
wird, vollſtändig erreicht werden würde, wenn der §. 28 ſo gefaßt würde: 
(lieſt ſein Amendement vor.) „Wenn bei der Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden eine Stelle erledigt iſt, ſo werden die Uns für dieſelbe von dem 
Vereinigten Landtage vorzuſchlagenden drei Kandidaten, auf die dieſerhalb 
von Uns ergangene Aufforderung, nach Vorſchrift des Reglements über das 
Verfahren bei ſtändiſchen Wahlen vom 22. Juni 1842 vermittelſt verdeckter 
Stimmzettel gewählt, welche von den Ordnern (8. 5) einzuſammeln und von 
den Marſchällen beider Kurien des Vereinigten Landtages, unter Zuziehung 
der Secretaire, zu eröffnen ſind.“ I e 

Marſchall: Wir kommen, da kein Widerſpruch erhoben iſt, zur Abs 
ſtimmung, und ſie würde alſo in der Art erfolgen, daß, wenn kein Wider⸗ 
ſpruch erfolgt, daß Einverſtändniß angenommen wird. Der Antrag iſt alſo 
mit dieſem Zuſatz angenommen. Wir kommen nun zum nächſten Para⸗ 

raphen. : 
ë p, Fürſt Lichnowski (lieſt ad §. 31 des Gutachtens vor): Dem 
Schluß⸗Antrage der Kurie der drei Stände: daß eine Nevifion des Geſchäfts⸗ 
Reglements nicht ohne Anhörung der Stände erfolgen, und daß geſtattet 
werden möge, auch noch im Laufe und am Schluſſe des gegenwärtigen Lands 
tages Anträge auf Abänderung deſſelben ſtellen zu dürfen, ift die Abtheilung 
einſtimmig beigetreten. * 

Marſchall: Wenn keine entgegenſtehende Bemerkung erfolgt, fo iſt 
der Antrag der Abtheilung angenommen. 

Fürſt Salm⸗Reiferſcheid⸗Dyck: Ich vermiſſe eine Beſtimmung, 
nämlich die über die Art und Reihenfolge, in der die Fragen zur Abſtimmung 
geſtellt werden ſollen. Es ift, wie ich geſehen habe, keine poſttive Vorſchrift 
dafür vorhanden, daß bei einem Antrage, der modifizirt wird, oder zu welchem 
ein Amendement gemacht wird, immer über das Amendement abgeſtimmt 
wird, bevor über den Bericht oder den Antrag ſelbſt abgeſtimmt wird. 
Wird aber erſt über den Bericht abgeſtimmt, ſo fallen nothwendig alle Amen⸗ 
dements oder Abänderungen weg; ſie müſſen doch alſo vorläuſig erledigt ſein, 
ehe man zur wirklichen Frageſtellung gelangt. Mein Antrag geht alſo dahin, 
daß bei jeder Frageſtellung, ſobald Abänderungen vorgeſchlagen ſind, der 
Marſchall zuvörderſt über die Abänderungen abſtimmen läßt und, wenn kein 
Amendement angenommen iſt, zuletzt über den Vericht oder die Propoſition. 
Ob dieſer Antrag Unterſtützung findet, weiß ich nicht. 

Marſchall: Ich finde es ſchwierig, daß in dieſer Verſammlung ohne 
weitere Vorbereitung durch eine Abtheilung dieſer Gegenſtand zur Berathung 
gebracht werde. à 

Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen: Wenn der König, auf 
den heutigen Antrag der Verſammlung, genehmigt, daß noch Petitionen ein⸗ 
gebracht werden können, fo würde dann auch der Fürſt Salm-Dyck feinen 


Antrag einbringen können. 


Marſchall: Iſt mir die Verſammlung entgegen und der Meinung, 
daß es möglich ſei, ohne weitere Vorbereitung durch die Abtheilung zum 
Schluß zu kommen, ſo würde ich dies zu vernehmen haben. ; 

Prinz zu Hohenlohe: Wenn der Herr Marſchall nicht darauf bez 
ſieht, fo würde ich den Antrag ſtellen, daß die Verſammlung gefragt werde, 
ob fie damit einverſtanden ift, daß der Gegenſtand an die Abtheilung zurückgehe. 
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arſchall: abe dem nichts entgegenzuſetzen; es ift übereinſtimmend 
mit je 15 ich ba fagte. Es würden diejenigen, welche den Wunſch 
haben, daß der Gegenſtand derſelben Abtheilung zur weiteren Behandlung 
zurückgegeben werde, dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. Die Verſamm⸗ 
lung hat ſich mit 32. Stimmen, alſo mit einfacher Majorität — weil es hier 
nicht ankommt auf eine Petition an Se. Diajeftät den König, fondern auf 
eine Frage, welche die Verſammlung in ihrem Schohe einfach zu entſcheiden 
hat — für die Verweiſung an den Ausſchuß erklärt Dieſe würde erfolgen 
und der Ausſchuß aufzufordern ſein, ſich mit dem Gegenſtande weiter zu 
beſaſſen. ° š 5 
' 147 Fürſt v. Lichnowski: Ich glaube ſagen zu müſſen, daß Ew. 
Durchlaucht in der Regel die Gewohnheit haben, uns bis 4 Uhr hier zu 
halten, und es fragt ſich, ob wir nun nicht woch Zeit haben, meinen Antrag 
zu hören. Der andere Antrag iſt an die Abtheilung verwieſen; es bleibt alſo 
nur noch der meine übrig. Soll ich dieſen jetzt vortragen oder ſpäter? 
Marſchall: Es iſt geſagt worden, daß die Abſicht dahin geht, ſich zu 
äußern über die Frage, ob es erwünſcht ſei, ein Minimum von Mitgliedern 
feftzutegen oder nicht. Da wir nun doch in dem Falle find, in der nächſten 
Sitzung auf den Gegenſtand zurückzukommen, ſo könnte auch dieſer Antrag 
bis dahin ausgeſetzt bleiben. 
Referent Fürſt v. Lichnowski: 
meinen Vorſchlag zu richten ſein. 
Marſchall: Er wird zuvörderſt vorzutragen fein. 
Referent Fürſt v. Lichnowski: In der Verſammlung, in der ich an 
den Landtags⸗Marſchall den Antrag richtete, waren 47 Mitglieder anweſend. 
Der Anblick der vielen leeren Stühle hat mich auf dieſen Antrag gebracht; 
dabei kam mir der Paragraph ins Gedächtniß, daß ein Drittheil und eine 
Stimme der damals gegenwärtigen Mitglieder jeden Antrag der Mehrzahl 
der Mitglieder beider Kurien verwerfen konnte, fo daß am vorigen Mittwoch 
16 Mitglieder der Herren-Kurie völlig genügend waren, um einen von 600 
Stimmen einſtimmig angenommenen Antrag zu verwerfen. Dieſer Fall iſt 
heute zum erſtenmal hier wirklich zur Ausführung gekommen, und es hat 
die Minorität hier einen Antrag verworfen, den die Majorität beider Kurien 
angenommen hatte. Aber eben dieſer exceptionelle Paragraph ſcheint es mir 
um ſo nothwendiger zu machen, ein Minimum zu beſtimmen, unter dem die 
Herren-Kurie nicht beſchlußfähig iſt; ſonſt könnten wir dahin kommen, daß 
zwei bis drei Mitglieder dieſer Kurie etwas verwerfen können, was mit vielem 
Bedacht und mit gutem Gewiſſen von der überwiegenden Majorität der Lan⸗ 
desvertreter beſchloſſen worden iſt. Es exiſtiren in allen parlamentariſchen 
Verſammlungen derlei Beſtimmungen, und es brauchen dieſelben blos ein⸗ 
fache Majorität, aber nicht zwei Drittheile der Stimmen, um Beſchlüſſe zu 
faſſen, aus denen Geſetze, nicht Bitten werden ſollen. Die Pairs⸗Kammer 
in Frankreich begehrt ein Drittheil, weil die einfache Majorität genügend iſt, 
um die Pairs⸗Kammer beſchlußſähig zu machen. Da hier zwei Drittheile 
der Stimmen nothwendig find, fo müſſen wir diefelben zwei Drittheile für 
die anweſende Mitgliederzahl begehren, und ich würde mir den Antrag er— 
lauben: Die Herren-Kurie iſt weder ſtiiam⸗, noch wahlfähig, wenn nicht zwei 
Drittheile der Mitglieder gegenwärtig ſind. ° 
Graf zu @bnar: Ich würde den Beſchluß auf beide Kurien ausdehnen, 
ſo daß er auch für die andere Kurie gelte; zu einer Ausnahme für dieſe 
Kurie finde ich keine ausreichenden Gründe. Denn derſelbe Fall, wie bei 
dieſer Kurie, könnte auch in der anderen Kurie eintreten. Ich würde daher 
befürworten, daß der Beſchluß auf beide Kurien ausgedehnt würde. 
Finanz-Miniſter v. Düesberg: Die Frage: wenn die Verſammlung 
beſchlußfähig fei? iſt eine ſolche, welche nicht das Reglement, ſondern die ge= 
ſetzliche Konſtituirung der Verſammlung betrifft. Es iſt daher eine Frage, 
die nicht hier erörtert werden kann, ſondern zum Gegenſtande einer beſon— 
deren Petition gemacht werden müßte, und als ſolche jetzt nicht mehr ange⸗ 
bracht werden kann. Bei Gelegenheit der Berathung des Geſetzes iſt die 
Frage, ob man eine beſtimmte Anzahl von Mitgliedern zur Beſchlußfähigkeit 
Cien folle, wohl erwogen worden; wegen mancherlei Inkonvenienzen und 
Uebelſtände hat man jedoch davon abgeſehen. Man war um fo mehr ver— 
anlaßt, dieſe Frage in Erwägung zu ziehen, weil in den Geſetzen wegen der 
Provinzial⸗Stände VBeſtimmungen hierüber enthalten find. Es iſt alſo gewiß, 
daß das Geſetz eine Beſtimmung der in Antrag gebrachten Art nicht hat 
treffen wollen. Ob es zweckmäßig ſei, eine ſolche zu treffen, darüber will ich 
mich jetzt in keine Erörterung einlaſſen; ich muß aber bemerken, daß ſie nicht 
als eine Ergänzung des Reglements getroffen werden kann. Das Reglement 
iſt nicht als Geſetz förmlich publizirt, ſondern ſoll nur den Geſchäftsgang bei 
der Verſammlung regeln. Ob aber ein Beſchluß einer ſtändiſchen Verſamm⸗ 
lung gültig ſei oder nicht, iſt eine Frage, welche weſentlich die Verfaſſung 
betrifft, eine Frage, die das ganze Land berührt, die alſo als Geſetz publizirt 
werden muß. Der Antrag kann daher nicht als eine Ergänzung des Re⸗ 
glements behandelt werden. 

Prinz Biron: Wenn es ſich um Bitten um Veränderung der Haupt⸗ 
beſtimmungen des Reglements handelt, ſo wird das Geſetz vom 3. Februar 
unwillkürlich berührt, und ſo bin ich von der Anſicht ausgegangen, daß wir 
zu bitten berechtigt wären: Es möge Sr Majeſtät dem Könige gefallen, eine 
Beſtimmung über das Minimum der beſchluß fähigen Stimmen- Anzahl der 

Herren-Kurie zu erlaſſen. Ich ſchließe mich demnach vollſtändig dem An⸗ 
trage des Stern Referenten an 
Marſchall: Wenn keine weitere Bemerkung erfolgt, fo würden wir 
zur Abſtimmung kommen, und die Frage würden lauten: ob die Verſamm⸗ 
lung dem Vorſchlage des Füͤrſten Lichnowsky beitritt? 
Se. Königliche Hoheit der Prinz von Preußen: 
nicht die erſte Frage fein müſſe, od die Kurie glaube, daß der ganze Antrag 
noch jetzt anzubringen fei, ganz abgeſehen davon, ob man für den Antrag 
if. Ich trete dem Königl. Kommiſſar hierin bei und gehöre zu denjenigen, 
welche behaupten, daß es zum Geſetz vom Zten Februar und nicht zum Ge⸗ 
ee a sache 
Fürſt Lichnowsky: Der Herr Marſchall hat aber 
der Moment zu dieſer Debatte © da wir ſchon feit nen; dale 
debattiren, ſo glaube ich, daß der Gegenſtand nach der Debatte auch zur 
Abſtimmung gebracht werden kann. š 


Es wird die Unterſtützungsfrage auf 


Ich weiß nicht, ob 


Marſchall: Ich muß bemerken, daß ich die Aeußerung, die vorhin 
von mehreren Seiten gemacht wurde, nicht anders verſtanden habe, als daß 
blos gewünſcht werde, daß eine Frage dahin geſtellt werde, ob man es an 
der Zeit halte, jetzt den Vorſchlag des Fürſten Lichnowsky zum Beſchluß zu 
erheben. Auch iſt hier ein großer Unterſchied mit dem, was, wie mir ſcheint, 
dem Referenten vorgeſchwebt hat, nämlich, daß von den Mitgliedern bean⸗ 
tragt worden wäre, daß man eine Debatte nicht für zuläſſig halte; das möch⸗ 
ten die Mitglieder nicht gemeint haben, weil ſie wiſſen, daß eine Debatte 
ſtattgefunden hat. Auch ich habe mich in dem Falle befunden, nicht der 
Meinung zu ſein, die Debatte abzuſchneiden und unmöglich zu machen, ſon⸗ 
dern ich habe gleich erklärt, wir würden zu einem Beſchluſſe kommen. Zu 
dieſem mufe wir nun kommen, und es handelt ſich nun darum, in welcher 
Weiſe die Frage zu flellen ſei: entweder ob die Verſammlung dem Antrage 
des Fürſten Lichnowsky beiſtimmt, oder dahin: ob die Verſammlung es an 
der Zeit halte, den Vorſchlag des Fürſten Lichnowsky zu ihrem Beſchluß zu 
erheben Es ift darauf angetragen worden, daß die erſte Frage die fei: Hält 
es die Verſammlung an der Zeit, den Vorſchlag des Fürſten Lichnowsky zum 
Beſchluß zu erheben? und es haben die Mitglieder, von welchen dieſer Vor⸗ 
flag ausging, zu gleicher Zeit erklärt, daß dies die einzige Fragſtellung fei, 
durch welche fie nicht kaptivirt und veranlaßt würden, etwas zu verneinen, 
dem fie aus anderen Gründen beiſtimmen würden. Ich habe dem nichts ent⸗ 
gegenzufegen, daß dieſe Frage zuerſt geſtellt werde, und die Frage würde alſo 
lauten: Hält die Verſammlung es an der Zeit, den Vorſchlag des Fürſten 
Lichnowsky zum Beſchluſſe zu erheben? Und es würden diejenigen, welche 
dieſe Frage bejahen wollen, dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. (Es er⸗ 
heben ſich vier Mitglieder) Wir haben dieſen Gegenſtand für beendigt an⸗ 
zuſchen. Es bleibt jetzt nur noch übrig, den Vorſchlag des Fürſten von Ra⸗ 
dziwill in Erwägung zu ziehen, in Bezug auf welchen der Graf von Keyſer⸗ 
Ung Bericht zu erſtatten hat. š i 

Referent Graf von Keyſerling: Der vierten Abtheilung der hohen 
Kurie iſt die Petition Sr. Durchlaucht des Fürſten Wilhelm von Radziwill 
übergeben worden, die zum Gegenſtande hat einen Antrag wegen Anerken- 
nung des Eigenthumsrechts jedes Mitgliedes an die von ihm verfaßten Pe⸗ 
titlonen. In der Abtheilung haben ſich die Anſichten und Stimmen über dies 
fen Gegennand leicht vereinigen laſſen, und auf dieſes Ergebniß hin hat die 
Abtheilung die Hoffnung gegründet, daß ein Gleiches hier in der Plenar⸗ 
Verſammlung erreicht werden könnte, und fie hat ſich beſchränkt, flatt eines 
beſonderen Gutachtens das Protokoll der Abtheilung der Verhandlung des 
Gegenſtandes in der Plenar-Verſammlung zu Grunde zu legen. Der Ge⸗ 
genſtand der Petition ſelbſt in folgender Weiſe ausgeſprochen: „Es möchte 


den Petenten das Recht vorbehalten werden, daß jedem Antragſteller geſtattet 


ſei, die von ihm eingereichte Petition in jedem Stadium ihres par i⸗ 
ſchen Lebens entweder ganz zurückzuziehen oder mit Kr . 
kombiniren zu dürfen; wogegen jedem Mitgliede der Verſammlung das Recht 
zuſtehen möge, die einmal dem Marſchallamte übergebene und verleſene Pe⸗ 
tition, im Falle ſie zurückgezogen werden follte, zu ſeiner eigenen zu machen.“ 
Es iſt hier weniger ein beſtimmtes Petitum geſtellt, als eine Verſtändigung 
in der Verſammlung herbeizuführen beabſichtigt. Es iſt beantragt worden 
die Verſammlung möge verembaren über die Anerkennung dieſes Rechts ſatzes. 

Fürſt Wilhelm von Radziwill: Es iſt dahin geſtellt, daß jedem 
Antragſteller erlaubt werden möge, in jedem Stadium der parlamentariſchen 
Dauer ſeinen Antrag zurückzunehmen, und andererſeits der Verſammlung 
das Recht vorbehalten, daß, wenn der Antragſteller den Antrag zurücknimmt, 
andere Mitglied ihn zu den ſeinigen machen und wieder vorbringen kann. 

Referent Graf von Keyſerling: Es kommt nur auf die Anerken- 
nung dieſes Grundſatzes an. 

Marſchall Gum Referenten): Wollen Sie den Beſchluß der Abthei— 
lung verleſen? 

Referent Graf von Keyſerling: Die Abtheilung ſpricht ſich dahin 
aus: „daß zwar demjenigen, der eine Petition eingebracht hat „in jedem 
Stadium der Verhandlung die Veſugniß zuſtcht, den Antrag zurückzuneh⸗ 
men; daß aber auch die Petition, ſobald ſie eingebracht, dergeſtalt Eigenthum 
der Verſammlung geworden iſt, daß dieſer das Recht, die in Anregung ge⸗ 
brachte Sache zu debattiren, durch das Zurückziehen von Seiten des Antrag- 
ſtellers nicht genommen werden kann; daß deshalb, wenn der Antragſteller 
die Petition zurücknimmt, es darauf ankommt, ob der Antrag demnächſt noch 
die nach dem Reglement erforderliche Unterſtützung durch 6 oder 24 Mitglie⸗ 
der findet; ſo daß, wenn dies der Fall iſt, die Fortſetzung der Debatte und 
am Schluß die Abſtimmung der Verſammlung erfolgt; wogegen, wenn dem 
Antrage die gehörige Unterſtützung nicht zu Theil wird, eine weitere Diskuſ⸗ 
ſion und Abſtimmung darüber nicht ſtattfindet.“ er 

Ç Marſchall: Es iſt ein weſentliches Einverſtändniß zwiſchen der Ab⸗ 
theilung und dem Antragſteller verbanden. Wenn keine weitere Bemerkung 
gemacht wird, ſo kommen wir zur Abſtimmung in der Weiſe, daß diejenigen 
welche dem Antrage der Abtheilung beitreten, dies durch Aufſtehen zu erken⸗ 
nen geben. (Der Antrag iſt angenommen.) Ich muß mir vorbehalten „zur 
nächſten Sitzung ſpäter einzuladen, und ſchließe die gegenwärtige. 

Graf Dyhrn: Morgen früh um 9 Uhr wird der ſtenographiſche Be⸗ 


richt ausliegen. 
(Schluß der Sitzung 44 Uhr.). 


Sitzung der Herren⸗Kurie am 4. Juni. 

Die Sitzung beginnt nach 112 Uhr unter Vorſitz des Marſchalls Fürſt 
zu Solms mit Vorleſung des über die zehnte Sitzung aufgenommenen de 
kolls durch Graf Dyhrn. BR 

Marſchall: Es find zwei Königl. Botſchaften eingegangen, welche ich 
der Verſammlung mitzutheilen habe 
und die Königl. Votſchaften werden verleſen.) 

„Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen c. 
entbieten Unſeren zum erſten Vereinigten Landtag verſammelten getreuen 
Ständen Unſeren gnädigen Gruß. Auf den Uns unter dem 1. Juni d. J. 
eingereichten Antrag Unſerer getreuen Stände wollen Wir geſtatten, daß die 
Mitglieder des erſten Vereinigten Landtages, wenn die Kurien in getrennten 

< (Fortſetzung in der dritten Beilage.) I 


(Sämmtliche Mitglieder erheben fih, 


A 133. 


(Fortſetzung aus der zweiten Beilage.) 
Sitzungen verhandeln, den Sitzungen derjenigen Kurie, welchee ſie nicht an⸗ 
gehören, als Zuſchauer auf den Tribünen der Sitzungsſäle beiwohnen können. 
Uebrigens bleiben Wir Unſeren getreuen Ständen in Gnaden gewogen. 


Sansfouci, den 3. Juni 1847. i 
(gez.) Friedrich Wilhelm. 
An die zum Vereinigten Landtage verſammelten Stände.“ 

„Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu⸗ 
ßen ꝛc. entbieten Unſeren zum erſten Vereinigten Landtage verſammelten ge= 
treuen Ständen Unſeren gnädigen Gruß. Den Uns unter dem 27/31. v. 
M. vorgelegten Antrag, daß für die Dauer der gegenwärtigen Theuerung 
durch gemeinnützige Anlagen, ſowohl unmittelbar auf Koſten des Staates, als 
mittelbar durch Unterſtützung von Kreis-, Kommunal- und Aktien⸗Unterneh⸗ 
mungen dieſer Art, den arbeitenden Klaſſen neue Erwerbsquellen in höchſt⸗ 
möglicher Ausdehnung eröffnet werden mögen, ſind Wir ſchon dadurch zuvor⸗ 
gekommen, daß Wir unter dem 18. April d. J. Unſeren Miniſtern des Ins 
nern und der Finanzen eine namhafte Summe zur Dispoſition geſtellt haben, 
um da helfend einzuſchreiten, wo ſich augenblickliche — nicht durch die zu⸗ 
nächſt verpflichteten Perſonen oder Corporationen zu beſeitigende — Noth zei⸗ 
gen möchte. In Ausführung dieſes Befehls ift bereits der Angriff außeror⸗ 
dentlicher öffentlicher Arbeiten und die Verſtärkung der für früher eingeleite— 
ten Bauten, namentlich auch für Feſtungsbauten ausgeſetzten Fonds mehrfach 
erfolgt. Nichtsdeſtoweniger haben Wir von dem Antrage Unſerer getreuen 
Stände gern Veranlaſſung genommen, dieſe Art der Verwendung der bewil⸗ 
ligten Summen als die zweckmäßigſte zu bezeichnen und befehlen, vorzüglich 
auch dahin zu wirken, daß die vielen, unter Zuſicherung von Staats⸗Prä⸗ 
mien genehmigten Kreis-, Kommunal⸗ und Aktien⸗Chauſſeebauten da, wo 
wirklich Mangel an Arbeit und dadurch Noth ſich zeigt, ſchleunigſt in An⸗ 
griff genommen werden. Uebrigens bleiben Wir Unſeren getreuen Ständen in 
Gnaden gewogen. Gegeben Berlin, den 1. Juni 1847. 

Wilhelm. 


(gez.) Friedrich 

An die zum Vereinigten Landtage verſammelten Stände.“ ; 
Wir kommen zur Berathung des Gutachtens der Abth. über den in der 

letzten Sitzung ausgeſetzten Gegenſtand, die Geſchäfts⸗Ordnung betreffend. Ich 

bitte den Herrn Fürſten Lichnowski, den Vericht zu erſtatten. [ 
Referent Fürſt Lichnowski (lieſt vor): 


Gut achten 


* 

vierten Abtheilung der Herren-Kurie, betreffend den Antrag des Fürſten zu 
Salm⸗Reifferſcheid⸗Dyk, bezüglich eines Zuſatzes zum Geſchäts-Reglement. 

Die Abth. hat auf den Antrag des Fürſten zu Salm⸗Reifferſcheid-Dyk 
mit 11 Stimmen gegen 1 beſchloſſen, bei der hohen Kurie zu befürworten: 
1) ad 8. 15g. am Schluſſe den Zufag zu beantragen: Es muß aber auch in 
dieſen Fällen der Verbeſſerungs-Vorſchlag, ehe er zur Unterſtützung und Bes 
rathung geſtellt wird, ſchriftlich formulirt und vorgeleſen werden. 

Marſchall: Es fragt ſich, ob hier eine Bemerkung zu machen iſt. 
Da dies nicht geſchieht, ſo kommen wir zur weiteren Berichterſtattung. 

Referent Fürſt Lichnowsky (lieſt vor): 2) ad §. 16: Se. Maj. ehr⸗ 
furchtsvoll zu bitten, Allergnädigſt eine feſte Reihenfolge beſtimmen zu wollen, 
in der die zu ſtellenden Fragen, nach einem Prinzip normirt, vorgetragen 
werden ſollen. Der durch langjährigen Gebrauch bewährte Uſus des engli— 
ſchen Parlaments, vieler ſtändiſchen und conſtitutionellen Verſammlungen, ſo 
wie die reichen Erfahrungen des gegenwärtigen Landtages, haben dieſe Nor— 
mirung als höchſt wünſchenswerth, ja nothwendig erſcheinen laſſen. Unvor⸗ 
greiflich dem Allerhöchſten Ermeſſen Sr. Maj. glaubt die Abth., daß die hohe 
Kurie darauf antragen dürfte, folgende Norm anzunehmen: Jedes Mitglied 
kann Verbeſſerungen der geſtellten Anträge in Vorſchlag bringen, über welche 
Verbeſſerungs⸗Anträge zuerſt alſo abgeſtimmt wird, daß die Frage, ob der 
ganze Antrag genehmigt werden ſoll, unentſchieden bleibt, bis er durch alle 
angenommenen Verbeſſerungs⸗Anträge fo modifizirt worden, als die Stimmen⸗ 
mehrheit beſtimmt hat. Eben ſo wird über einen Hauptantrag nur erſt dann 
abgeſtimmt „ wenn über alle zu demfelben gemachten Verbeſſerungen entſchie⸗ 
den worden. Die einzelnen Verbeſſerungen werden nach der Zeitfolge, worin 
fie bei der Verathung ſelbſt vom Proponenten vorgetragen worden, zur Ab⸗ 
fimmung gebracht. Wenn über alle vorgeſchlagenen Verbeſſerungen entſchie⸗ 
den iſt, to wird über den ganzen Antrag mit Ja und Nein abgeſtimmt. Die 
Behauptung, man habe die geſtellte Frage oder ihren Umfang mißderftanden, 
berechtigt nicht zur Wiederaufnahme der Sache, nachdem bereits beſtimmt 
worden. Läßt der unſprüngliche Proponent feinen Antrag vor der Abſtim⸗ 
mung fallen, und wird derſelbe von einem Anderen aufgenommen, ſo kommt 
er nichts deſtoweniger in der urſprünglichen Reihefolge zur Abſtimmung. Erz 
giebt ſich im Laufe der Debatte, daß die Anwendung dieſer Vorſchriſt in einem 


einzelnen Falle exceptionell Schwierigkeiten oder Zweifel unterliegen dürfte, fo 
hat der Marſchall, wenn es bei deren Löſung der Uebereinſtimmung der Ver⸗ 


ſammlung nicht gewiß ift, die exceptionelle Entſcheidung des einzelnen Falles 
von dem Ausſpruche der Majorität abhängig zu machen. 

Fürſt zu Salm-Dyd: Da ich im Weſentlichen mit dem Gutachten 
der Abtheilung einverſtanden bin, ſo kann ich nur die hohe Verſammlung 
bitten, dieſem Gutachten ihre Beiſtimmung zu ertheilen. Meine Abſicht ifl 
nur geweſen, eine Lücke auszufüllen, die mir in unſerem Geſchäfts-Reglement 
vorhanden zu ſein ſchien. : 

von Quaſt: Bei Gelegenheit der neulichen Debatte über dieſen Ge— 
genſtand, erlaubte ich mir ſchon auf das Gutachten der Abtheilung der an⸗ 
deren Kurie hinzuweiſen, worin hervorgehoben wird, wie überaus ſchwierig 
ie faſt unmöglich eine Feſtſtellung in dieſer Sache ſei, und wie deshalb in 

jenem Gutachten, ohne eigentlichen Antrag auf Genehmigung durch die Kurie, 
nur auf den Uſus des engliſchen Parlaments, als einen durch Jahrhunderte 
lange Erfahrung beſtätigten, hingewieſen wurde. Dieſer ſei jedoch in keiner 
Weiſe aus ſchriftlichen Quellen nachzuweiſen geweſen; bei Abfaſſung des jetzt 
wieder verworfenen Reglements der hannoverſchen Stände-Verſammlung von 
1832 habe man jedoch dieſen Uſus nach den möglichſt beſten Quellen zu er⸗ 
mitteln geſucht und dieſen folgendermaßen feſtgeſtellt. „Jedes Mitglied kann 
Verbeſſerungen der geſtellten Fragen in Vorſchlag bringen, über welche Ver⸗ 
beſſerungs⸗Anträge zuerſt alſo abgeſtimmt wird, daß die Frage, ob der ganze 
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Antrag genehmigt werden ſoll, unentſchieden bleibt, bis er durch alle ange⸗ 
nommenen Verbeſſerungs-Anträge fo modiſicirt worden, als die Stimmen⸗ 
mehrheit beſtimmt hat. Ebenſo wird über einen Haupt-Antrag nur erſt dann 
abgeſtimmt, wenn über alle zu demſelben gemachten Verbeſſerungen entſchie— 
den worden Die einzelnen Verbeſſerungen werden nach der Zeitfolge, worin 
fie bei der Berathung ſelbſt vom Proponenten vorgetragen worden, zur Ab- 
ſtimmung gebracht Wenn über alle vorgeſchlagenen Verbeſſerungen entſchie⸗ 
den iſt, ſo wird über den ganzen Antrag mit Ja und Nein abgeſtimmt. Die 
Behauptung, man habe die geſtellte Frage oder ihren Umfang mißverſtanden, 
berechtigt nicht zun Wieder-Aufnahme der Sache, nachdem bereits geſtimmt 
worden. Läßt der urſprüngliche Proponent feinen Antrag vor der Abftim- 
mung fallen, und wird derſelbe von einem Anderen aufgenommen, fo kommt. 
er nichtsdeſtoweniger in der urſprünglichen Reihefolge zur Abſtimmung.“ Es 
iſt wörtlich dieſelbe Faſſung, welche von der Abtheilung angenommen und 
der hohen Verſammlung zur Genehmigung vorgelegt worden iſt. Ich habe 
nicht das Glück gehabt, das engliſche Parlament perſönlich kennen zu lernen 
und bei Verhandlungen deſſelben gegenwärtig zu ſein; ſo viel ich aber die 
Verhandlungen deſſelben aus Berichten kenne, habe ich nimmer gefunden, 
daß außer dieſem Uſus, wie er hier angeführt iſt, und von dem ich gern 
zugebe, daß er wirklich fo ſtattfindet, noch ein anderer Uſus exiſtirt, den ich 
weder im Gutachten der anderen noch unferer Abtheilung erkenne, nämlich 
der, daß jede Bill oder was ſonſt zur Genehmigung vorgelegt wird, eine 
mehrmalige Verleſung in der Verſammlung erhält, ſo viel ich mich deſſen 
ſicher entfinne, eine dreimalige. Dieſe dreimalige Verleſung hat eine weſent— 
liche Bedeutung. V 

Fürſt Salm-Reifferſcheid-Dyk: Dem verehrten Mitgliede glaube 
ich kurz auf ſeinen Antrag erwiedern zu können, daß das Beiſpiel des engli⸗ 
ſchen Parlaments nicht vorgeführt werden könne, indem die Formalitäten, 
die dort flattfinden, auf die Bills ſich beziehen, wenn einzelne Mitglieder 
von ihrem Rechte Gebrauch machen, die Initiative in Bezug auf einen Vor⸗ 
ſchlag zu einem Geſetze zu ergreifen. Daß dies mit allen Umſtändlichkeiten 
durch eine dreimalige Verleſung ſtattſinden müſſe, das ift in der Ordnung. 
Hier haben wir aber weder die Initiative, noch irgend etwas der Art, wir 
urtheilen blos über den Bericht einer unſerer Abtheilungen. Die Diskuſſton 
darüber muß ſtattfinden, ehe man zur Frageſtellung kommt. Folglich find 
Sie in Ihrer Anſicht nicht beengt, und wem, nach Anſicht, ein Antrag nicht 
recht iſt, der verwirft ihn; aber das Beiſpiel von dem engliſchen Parlamente 
ift hier ganz unnöthig. 

Marſchall: Ich würde es gerade für nichts Bedauerliches halten, 
wenn eine beſtimmte Feſtſetzung nicht erfolgte, aber dies unter einer Voraus⸗ 
ſetzung, nämlich unter der Vorausſetzung, daß fich ein feſter Gebrauch bilde. 
Dieſer feſte Gebrauch hat ſich in dieſer unſerer Verſammlung ſchon gebildet. 
Er beſteht darin, daß auf den Antrag der Abtheilung die größtmöglichſte 
Rückſicht unter allen Umſtänden genommen wird. i 

von Quaſt: Da der engliſche Uſus nicht allein in dem Gutachten der 
Abtheilung der anderen Kurie, ſondern auch in unſerem Abtheilungs-Gut⸗ 
achten angeführt ift, fo glaudte ich im Allgemeinen auf denſelben näher ein= 
gehen zu dürfen, weil hierdurch ein beſonderes Urtheil über die der hohen 
Verſammlung vorgeſchlagene Faſſung näher erläutert wird, jener Gebrauch 
eines fremden Landes augenblicklich alſo wohl ein Gegenſtand der näheren 
Erörterung ſein konnte. Wenn von dem durchlauchtigen Antragſteller ferner 
geſagt wurde, daß wir hier keine Initiative hätten, worauf dies allein an⸗ 
wendbar ſei, ſo glaube ich doch hervorheben zu dürfen, daß das Petitionsrecht 
einigermaßen eine Initiative iſt. 

Marſchall: Aus dem, was ich vorhin geſagt habe, wird zu entnehmen 
geweſen ſein, daß ich mich in keiner Art dem Wunſche zu widerſetzen gemeint 
bin, daß der Gegenſtand eine fefle, Regulirung erhalte. Ich habe nur das 
geſagt, daß ein feſter Gebrauch denſelben Werth habe, als eine in Worte 
gefaßte Regulirung, und habe mich auf den Gebrauch, der ſich in dieſer Ver⸗ 
ſammlung ſelbſt ſchon gebildet hat, berufen. Zur Berathung ſelbſt kann 
gleich übergegangen werden, es müßte denn der Wunſch vorherrſchend ſein, 
daß nach dem Antrage des Herrn Referenten vorher darüber abgeſtimmt 
ke; ob die Verſammlung eine geſetzliche Regulirung des Gegenſtandes 
wünſche. 

Graf Lynar: Ich kann mich im Weſentlichen nur dem anſchließen, 
was der geehrte Herr Referent gegen die Annahme eines Geſchäftsgebrauchs 
und zu Gunſten deffen geſprochen hat, daß eine Beſtimmung Sr. Majeſtät 
des Königs erbeten werde. f 

Marſchall: Ich bin ganz damit einverſtanden, daß jetzt gleich diefe 
Frage geſtellt wird. Wollen Sie ſie nochmals verleſen? Alſo dieſe Frage, 
wie ſie von dem Herrn Referenten fo eben verleſen worden iſt, wäre zu bez 
antworten. Sie wird in der Weiſe zur Abſtimmung gebracht, daß diejenigen, 
welche fie bejahen wollen, dies durch das Zeichen des Aufſtehens zu erkenneu 
geben. (Es ergiebt ſich eine große Majorität für die Bejahung der Frage.) 
Die Frage iſt alſo bejaht, und wir kommen zur Verathung des Einzelnen. 
Es fragt ſich, welche Bemerkungen über den Gegenſtand zu machen ſind. 

Referent Fürſt Lichnowski: Ich werde mir erlauben, die hohe Kurie 
zu fragen, ob, nachdem ſehr divergirende Meinungen gehört werden, an dieſes 
Votum der Antrag einer Norm zu knüpfen iſt oder nicht, oder ob man ſich 
bei dem bisherigen Votum beruhigen und den ſpeziellen Antrag nicht ſtellen 
will. Die Abtheilung hat geglaubt, den Vorſchlag machen zu müſſen, eine 
Norm] daran zu knüpfen. Das geehrte Mitglied aus der Niderlauſttz ift, 
wie mir ſcheint, der entgegengeſetzten Anſicht. Es iſt möglich, daß fie Unter⸗ 
ſtützung findet. Es kommt nur darauf an, ob man ſich dabei beruhigt, daß 
überhaupt eine Norm erfolge, oder ob man Sr. Majeſtät eine Norm vor⸗ 
ſchlagen ſoll. ö 

Graf zu Dohna-Lauck: Ich glaube, wir würden von der Form ab⸗ 
weichen, wenn wir den Antrag nicht normirten. Die Vorſchläge der Ab- 
theilungen ſind bisher alle normirt worden, und dies wird auch hier eine 
analoge Anwendung finden. š 

Herzog von Ratibor: Ich glaube, daß wir an unſeren Antrag eine 
beſtimmte Norm knüpfen müſſen, denn wenn wir an Se. Majeſtät den König 
eine Bitte in dieſer Beziehung richten, ſo kann dies nicht ſo ganz allgemein 
geſchehen, ſondern Se. Majeſtät kann, da wir ſchon einige Wochen hier 
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figen, wohl verlangen, daß wir in der Sache einige Praxis erlangt haben. 


Daher iſt es gut, wenn wir uns in der Petition darüber ausſprechen. Ich 


ſtimme daher für den Antrag der Abtheilung. 

Graf v. Pork: Auch ich trete der Anſicht des geehrten Redners, der fo 
eben geſprochen hat, vollkommen bei. Jetzt iſt die Normirung der Kurie zur 
Verathung vorgelegt worden. Ich muß vorſchlagen, dieſe Frage zur Ab— 
ſtimmung zu bringen. 

Referent Fürſt Lichnowski: Ich habe geglaubt, zu vernehmen, daß 


ſich hier vielleicht Meinungen dagegen ausſprechen dürften, daß eine ſpezielle. 


Norm vorgeſchlagen werden ſolle. Ehe alſo das Wie der Norm zur Ab⸗ 
ſtimmung kommt, ſcheint es mir nothwendig zu ſein, zuerſt die Frage zur 
Abſtimmung zu bringen, ob überhaupt der Antrag für eine beſtimmte Norm 
geſtellt werden ſoll. 5 
; Graf v. Dyhrn: So ſehr ich mich mit den Anſichten der drei geehrten 
Redner vor mir übereinſtimme, ſo muß ich den Herrn Referenten doch darauf 
aufmerkſam machen, daß, nach meiner Meinung, nicht darüber abgeſtimmt 
werden kann, ob wir normiren ſollen oder nicht. Wir können dies erſt er⸗ 
meſſen, wenn wir die Vorlage der Abtheilung durchdiskutirt haben. Die 
Abtheilung hat uns dieſen Antrrg vorgelegt, wir müſſen uns alſo auf ihn 
einlaſſen. Wir können nicht ſagen: „Nein, wir wollen keine Normirung haben!“ 

Marſchall: Es fragt ſich, welche Bemerkungen über den Gegenſtand 
ſelbſt gemacht werden. 

Graf zu Lynar: Ich glaube, es iſt nöthig, einen beſtimmten Antrag 
zu ſtellen, über welchen abgeſtimmt werden muß. Ich erlaube mir, vorzu⸗ 
ſchlagen, das Gutachten der Abtheilung dahin abzuändern: „Jedes Mitglied 
kann Aenderungen der geſtellten Anträge in Vorſchlag bringen, über welche 
Anträge alſo zuerſt abgeſtimmt wird, daß die Frage, ob der ganze Antrag 
genehmigt werden ſoll, unentſchieden bleibt, bis es durch alle angenommenen 
Abänderungs⸗Anträge fo modiſizirt worden, als die Stimmen- Mehrheit bes 
ſtimmt hat.“ 

Graf von Pork: Es würde alſo hiernach der Antrag dahin lauten, 
das Wort „Verbeſſerung“ wegzulaſſen. ; 

Marſchall: Das wird der Faſſung überlaſſen bleiben. 

Referent Fürſt Lichnowsky: Wenn ich den Herrn Marſchall recht ver⸗ 
ſtauden habe, fo iſt er im Allgemeinen mit der Faſſung der Abtheilung ein— 
verſtanden, und es läßt ſich das Amendement, Abänderungs- oder Verbeſſe— 
rungs⸗Vorſchlag vielleicht auf folgende Weiſe faſſen: (Verlieſt die Faſſung:) 
„Jedes Mitglied kann Verbeſſerungen der geſtellten Anträge in Vorſchlag 
bringen, über welche Verbeſſerungs-Anträge znerſt alſo abgeſtimmt wird, daß 
die Frage, ob der ganze Antrag genehmigt werden ſoll, unentſchieden bleibt, 
bis er durch alle angenommenen Verbeſſerungs-Anträge fo modiſizirt worden, 
als die Stimmenmehrheit beſtimmt hat Ebenſo wird über einen Hauptantrag 
nur erſt dann abgeſtimmt, wenn über alle zu demſelben gemachten Verbeſſe— 
rungen eutſchieden worden. Die einzelnen Verbeſſerungen werden nach der 
Zeitfrage, worin ſie bei der Berathung ſelbſt vom Proponenten vorgetragen 
worden, zur Abſtimmung gebracht. Wenn über alle vorgeſchlagenen Verbeſ— 
ſerungen entſchieden iſt, ſo wird über den Antrag mit Ja und Nein abge⸗ 
ſtimmt. Die Behauptung, man habe die geſtellte Frage oder ihren Umfang 
mißverſtanden, berechtigt nicht zur Wiederaufnahme der Sache, nachdem bez 
reits beſtimmt worden. 
der Abſtimmung fallen, und wird derſelbe von einem Anderen aufgenommen, 
ſo kommt er nichtsdeſtoweniger, in der urſprünglichen Reihenfolge, zur Ab— 

ſtimmung.“ Abänderungsvorſchläge, welche nicht auf den Antrag der Ab— 

theilung gerichtet find, kommen nicht vor dieſem Antrage zur Berathung. Das 
iſt alſo in der dritten Zeile. Nun heißt es im Kontext: „daß die Frage, ob 
der ganze Antrag genehmigt werden ſoll, unentſchieden bleibt, bis er durch 
alle angenommenen Verbeſſerungs-Anträge fo modifizirt worden, als die 

Stimmenmehrheit beſtimmt hat. Ebeu ſo wird über einen Hauptantrag nur 

erſt dann abgeſtimmt, wenn über alle zu demſelben gemachten Verbeſſerungen 

entſchieden worden.“ Jetzt kommen die Abänderungs-Vorſchläge im Sinne 
des Herrn Marſchalls. „Die, welche nicht auf den Antrag der Abtheilung 

gerichtet find, kommen nicht vor dieſen zur Abſtimmung.“ I 

Marſchall: Es fragt ſich, ob noch eine Bemerkung über den Gegen— 
ſtand zu machen iſt. Wenn das nicht geſchieht, fo kommen wir zur Abflims 
mung. Ich habe zu bemerken, daß der Referent ſich damit einverſtanden er⸗ 
klärt hat, daß der von mir gemachte Vorſchlag der Verſammlung zur An⸗ 
nahme zu empfehlen ſei, nämlich, daß es heiße: „Aenderungs-Vorſchläge, 
welche nicht auf den Antrag der Abtheilung gerichtet ſind, kommen nicht vor 
dieſem Antrage zur Abſtimmung.“ Das iſt allerdings dasjenige, worauf ich 
das meiſte Gewicht legen zu müſſen geglaubt habe. 

Referent Fürſt Lichnowski (lieſt vor): „Jedes Mitglied kann Ver⸗ 
beſſerungen der geſtellten Anträge in Vorſchlag bringen, über welche Verbeſ⸗ 
ſerungs⸗Anträge zuerſt alſo abgeſtimmt wird, daß die Frage, ob der ganze 
Antrag genehmigt werden ſoll, unentſchieden bleibt, bis er durch alle ange— 
nommenen Verbeſſerungs⸗Anträge ſo modiſizirt worden, als die Stimmenmehr— 
heit beſtimmt hat. Eben fo wird über einen Hauptantrag nur erſt dann 
abgeſtimmt, wenn über alle zu demſelben gemachten Verbeſſerungen entſchie— 
den worden“ „Ausgenommen ſind die Abänderungs-Vorſchläge, welche nicht 
darauf gerichtet ſind; dieſe kommen nicht vor dieſem Antrage, ſondern nach 
demſelben zur Abſtimmung.“ Jetzt tritt wieder der Kontext ein: „Die einzel 
nen Verbeſſerungen werden nach der Zeitfolge, worin fie bei der Berathung 
u ae Proponenten vorgetragen, zur Abſtimmung gebracht. Das iſt 
positio J. 

Graf Lynar: Ich wollte ergebenſt darauf antragen, daß feſt beſtimmt 
würde, ob es Verbeſſerungs⸗ oder Abänderungs⸗Vorſchläge heißen foll. 

Marſchall: Wenn, wie ich eben entnehme, doch der Antrag geſtellt 
wird, daß darüber ein beſtimmter Ausſpruch erfolge, ſo wird das auch ohne 
großen Zeitverluſt zu bewirken fein. Diejenigen, die für den Ausdruck „Ver⸗ 
beſſerungs⸗Vorſchlag“ find, würden dies durch Auffiched zu erkennen geben. 

(Die Majorität erklärt ſich dafür.) Der Ausdruck der Abth. kann alſo ſtehen 

bleiben, und wir kommen nun zur Abſtimmung über den Hauptantrag ſelbſt. 

Der Herr Referent hat ſich damit einverſtanden erklärt, daß der von mir ge⸗ 

machte Vorſchlag eingeſchaltet werde; er iſt eingeſchaltet worden, und mit 

dieſer Einſchaltung iſt der Antrag, wie ich vorausſetzen kann, allgemein ver- 
fanden. Diejenigen alſo, die dem Antrage der Abtheilung in dieſer Faſſung 


Läßt der urſprüngliche Proponent feinen Antrag vor, 


beitreten, würden das durch Aufſtehen zu erkennen geben. (Der Antrag wird 
einſtimmig angenommen.) 

Referent Fürſt Lichnowsky: Das war alſo Poſitio 1; jetzt kommen 
wir zur Poſttio 2: (Lieſt vor.) „Läßt der urſprüngliche Proponent ſeinen An⸗ 
trag vor der Abſtimmung fallen, und wird derſelbe von einem Anderen auf⸗ 
genommen, fo kommt er nichtsdeſtoweniger, in der urſprünglichen Reihen⸗ 
folge, zur Abſtimmung.“ ‘ 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, fo iſt der Antrag der 
Abtheilung angenommen. 2 

Referent Fürſt Lichnowsky: Der letzts Antrag lautet: „Ergiebt ſich 
im Laufe der Debatte, daß die Anwendung dieſer Vorſchrift, in einem ein⸗ 
zelnen Falle, exkeptionell Schwierigkeiten oder Zweifel unterliegen dürfte, ſo 
hat der Marſchall, wenn er bei deren Löſung der Uebereinſtimmung der Ver⸗ 
ſammlung nicht gewiß ift, die exceptionelle Entſcheidung des einzelnen Falles 
von dem Ausſpruche der Majorität abhängig zu machen. 

Graf Pork: Eine unbedeutende Bemerkung über die Faſſung wollte 
ich mir erlauben; es heißt nämlich: „In einem einzelnen Falle“, und dann: 
„die exceptionelle Entſcheidung des einzelnen Falles“; der einzelne Fall iſt 
eben ein erceptioneller Fall. , 

Graf v. Itzenplitz: Es ſcheint mir faſt, als könnte das Wort excep⸗ 
tionell, wo es in der Faſſung zum erſtenmale vorkommt, wegfallen; der Sinn 
wird derſelbe bleiben. 

Graf Lynar: Das Wort kann an beiden Stellen wegfallen. 

Marſchall: Man iſt, wie ich ſehe, damit einverſtanden, daß dieſes 
Wort wegfalle. Es fragt ſich, ob noch eine Bemerkung weiter gemacht wird; 
wenn dies nicht der Fall ift, fo wäre dies fo anzufehen, daß der Antrag der 
Abtheilung angenommen wird. 

Fürſt Wilhelm v. Radziwill: Ich wollte mir nur gehorſamſt die 
Bemerkung erlauben, daß der Antrag, den ich geſtellt habe und der ſich auf 
die Petitionen bezieht, der allgemeinen Petition angeſchloſſen werden möge. 

Marſchall: Es wird das ganz zweckmäßig ſein. Es ſteht nichts ent⸗ 
gegen, daß in der Faſſung des Geſammtbeſchluſſes, der hier noch zu verleſen 
ift und der anderen Kurie mitgetheilt wird, dieſer Gegenſtand auch mit aufs 
genommen wird in der Art, wie es von der Abtheilung beantragt worden iſt. 
Wir haben nun dieſen Gegenſtand als beendigt anzuſehen und kommen zur 
Berichterftattung über den Antrag des Herrn Grafen von Burghaus wegen 
Aufhebung des Salzmonopols. Ich erſuche Herrn Senfft von Pilſach, den 
Vericht zu erftatten. ' 

Referent Frhr. Senfft v. Pilſach: 
lautet folgendermaßen; ; 

: Gutachten 
der 
zweiten Abtheilung der Herren-Kurie des erſten Vereinigten Landtages, be⸗ 
treffend die Petition der Grafen von Burghaus und von Dyhrn, ſo wie der 
Abgeordneten von Gaffron und von Raven, wegen Aufhebung des Salz⸗ 
Monopols. N 

Die Abtheilung ift einſtimmig der Ueberzeugung, daß die möglich⸗ 
fie Verringerung des Salzpreiſes im national-ökonomiſchen In⸗ 
tereſſe dringendes Bedürfniß ſei. Sie findet dieſes Bedürfniß begründet, zu⸗ 
nächſt durch die dem Geſundheitszuſtande der ärmeren Volksklaſſen ſchuldige 
Rückſicht, ferner durch den vortheilhaften Einfluß, den eine ſolche Preisermä⸗ 
ßigung des Salzes auf viele Zweige der Fabrikation ausüben würde, eben 
ſo durch die allen Klaſſen der Bevölkerung zu Gute kommende beſſere Er⸗ 
nährung des Viehs, und endlich dadurch, daß dann das Salz auch als Dün⸗ 
gungsmaterial benutzt werden könnte. Auch darin iſt die Abtheilung einver⸗ 
ſtanden, daß eine möglichſte Verringerung des Salzpreiſes ſich nur durch 
Beſeitigung der Sal zſteuer erzielen laſſe, und daß hieraus unermeßlich 
wohlthätige Folgen für das ganze Vaterland erwachſen würden. Allein wie 
ſehr die Verhältniſſe auch die Abſchaffung einer Steuer befürworten, durch 
welche eines der wichtigſten und unentbehrlichſten Lebensbedürfniſſe in fo Doz 
hem Grade vertheuert wird, ſo hat die Abtheilung ſich doch der Beſorgniß 
nicht erwehren können, daß die Einführung einer zur Deckung des betreffen⸗ 
den Ausfalls aufzubringenden direkten Steuer — ſelbſt bei aller dem är⸗ 
meren Theile der Bevölkerung zu widmenden Schonung — auf große Schwie⸗ 
rigkeiten ſtoßen möchte. Unter den entwickelten Verhältniſſen ſchlägt die ge⸗ 
horſamſt unterzeichnete Abtheilung der hohen Kurie vor, bei des Königs Ma⸗ 
jeſtät allerunterthänigſt befürworten zu wollen: daß das Salz⸗Monopol auf⸗ 
gehoben und der Ausfall auf entſprechende Weiſe gedeckt werde. Sollte es 
in dieſer Beziehung angemeſſen erachtet werden: auf das ausländiſche Salz 
eine Eingangs⸗Steuer zu legen und verhältnißmäßig auch die inländiſche 
Salzproduktion zu beſteuern, ſo würde nach dem Dafürhalten der Abtheilung 
bei Normirung der fraglichen Steuer keinesweges der bisherige Salzverbrauch 
zum Grunde zu legen, ſondern die mit Sicherheit zu erwartende höchſt bedeu⸗ 
tende Steigerung der Conſumtion zu beachten ſein. 5 

Finanz⸗Miniſter v. Düesberg: Der Gegenſtand der gegenwärtigen Be⸗ 
rathung iſt bereits auch in der anderen Kurie in Folge von Petitionen zur 
Sprache gekommen. Von Seiten der Regierung hat man ſich gegen die Pe⸗ 
titionen erklärt, und ſie haben in Folge deſſen auch keine Annahme gefunden. 
Von Seiten der Regierung iſt nie verkannt worden, und ſie verkennt auch 
jetzt nicht, daß der freie Handel mit Salz und die Ermäßigung des Salz⸗ 
preiſes große Vortheile habe. Es fragt ſich aber zunächſt, ob die finanziellen 
Rückſichten, aus denen das Salz-Monopol hervorgegangen iſt, und der Ein⸗ 
fluß, den es auf den Staats⸗Haushalt hat, von der Art find, daß die Auf⸗ 
hebung des Monopols geftattet werden könne, und ob es zuträglich ſei, an 
die Stelle des Monopols, namentlich mit Rückſicht auf die gegenwärtigen 
Verhältniſſe, eine Salzſteuer, eine Eingangsſteuer, reſp. Salzfabricationsſteuer, 
treten zu laſſen. Was zunächſt das finanzielle Verhältniß betrifft, fo bemerke 
ich, daß gegenwärtig der Ertrag des Salzmonopols mit einer Summe von 
ungefähr fünf Millionen Thalern in dem Haupt- Finanz⸗Etat ausgebracht ift. 
Gegenwärtig iſt aber die Einnahme aus dem Salzmonopol, ungeachtet die 
verminderten Salzpreiſe wohl ein erhöhtes Konſumo 1 eotae gehabt haben 
mögen, noch um eine Million geringer, als im Jahre 1841. ; 


(Schluß folgt.) 


Das Gutachten der Abtheilung 


